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1. Einleitung

,,Armut und Verfassung" ist kein einfaches Thema. Zunächst bereitet schon der Be
griff der Armut Schwierigkeiten - zumal in einem vergleichenden Kon text. 1 Die eng
sten Definitionen beziehen sich auf die rein körperliche Existenz: Arm ist nach ihnen, 
wer nicht über das überlebensnocwenige Ausmaß an Nahrung, Kleidung, Unterkunft 
und - nach einigen Varianten - Gesundheitsversorgung oder die entsprechenden 
Mittel zu ihrer Beschaffung verfügt (,,Armut als Existenznot"). Doch schon die Be
rücksichtigung der Gesundheit und, soweit unter „Mittel" Geld verstanden wird, der 
Kaufkraft in diesem „absoluten" Armutsbegriff zeige, wie relativ er ist. Andererseits 
entspricht die Gleichseczung de.s E.x-iscenzminimums mit dem körperlichen Überleben 
weder anthropologischen Gegebenheiten noch dem gesellschafclichen Konsens in 
Deutschland. Arm ist nach einer weiteren Definition daher auch, wer vom sozialen 
und kulturellen Leben ausgeschlossen ist (,,Armut als Sozialnot"). Ein solches „sozio
kulturelles" Existenzminimum ist freilich noch schwerer bestimmbar als die „absolute" 
Armut. Letztlich kommt es darauf an, was gerade noch als erträglich empfunden wird 
- und das hängt davon ab, was die anderen haben. Schließlich gibt es Armutsdefinitio
nen, die sich nicht an Bedürfnissen, sondern schlicht am Verhältnis zum Durchschnitts
einkommen orientieren (,,Armut als Ungleichheit"): Arm ist demnach, wer über weni
ger als - meist - 50 % des Durchschnittseinkommens im jeweiligen Land oder Lan
desteil verfügt.

Zu den Problemen der Armmsdefinicion kommen jene der Auswahl geeigneter In
dikatoren. So vernachlässigt etwa das - meist herangezogene und selbst defi.nicionsbe
dü.rfrige - Geldeinkommen andere Mittel der Bedürfnisbefriedigung (von inoffiziellem 
Einkommen über das Vermögen und ,,Beziehungen" bis zu unentgeltlich zur Verfü
gung stehenden staatlichen Einrichtungen und Dienstleistungen), und es gibt auch 
� inen objektiv vorgegebenen Standard zur Berlicksichtigung von Ersparnissen als Fol
ge gemeinsamer Haushaltsführung. 2 

Dementsprechend sind statistische Angaben mit Vorsicht zu betrachten. Da sich die 
deutschen Sozialhilferegelungen an einem „sozio-kulturellen" Existenzminimum ori-

• Für viele hilfreiche Hinweis_e danke ich Stefan Hmter. 
1 Vgl. zum folgenden die Ubersicht bei W Krämer, Statistische Probleme bei der Armutsmessung 

(Schrifo:mcihc dc:.s Bund.esministeriums für Gesundheit, 1997) mit umfangreichen Nachweisen; weiters E
U Hmter, Armut in Europa (1996) 2 l ff. 

2 Zu diesen Schwierigkeiten z.B. J Kauer, Wirtschaftliche und soziale Lage von Niedrigeinkommensbe
ziehem, in: Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 1997 Nr. 9. 653; zu verschiedenen Armuts
formen neben der Einkommensarmut z.B. D. Döring/W Hane,ch!E.-U Hmter (Hrsg.), Armut im Wohl
srand (1990). 
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enriecen .3 kann die Höhe des durch die Sozialhilfe sicherzustellenden Bedar:fs als - po
l i risch dcfin ierte - ,,soziale Armutsgrenze" versc:anden werden. Dann gibc die Zahl von 
So7.ialhilfoempfängern Auskunfc über das Ausmaß dieser Armuc. Ende 1 995 bezogen 
rund .5 Millionen Personen (das si.nd 3, 1 % der Bevölkerung) in 1 ,28 Mill ionen 
1-1 1ushalten „Hilfe zum LebensL1I1 terhal t", d.h. Sozialhilfe. im engeren Sinn. Ourch
schnml ich betrug dt:r erredmete monatliche Bed:1rf pro Haushal t DM l 458,-; unter
Bcrüdtsich tiguag des anzurechnenden Einkommens von DM 655.- wurJcri pro Haus
hal t  durchschni tt l ich DM 803,- ausbezahlt. Dazu kamen noch rund 490.000 Emp
fänger von - knapper bemessenen - Regelleisrungen nach dem A.sylbewerberleistuags
gesec:z.4 Zu b:achten ist dabei allerdings, daß manche Anspruchberechtigce Le.istunge.a 
der Sozialhill-c g:ir n icht in Anspruch nehmen/ die Scadscik also nicht das volle Aus
maß wicJergibc. 

Untersuchungen, die rein relative Armutskonzepte verwenden (,,Armut als Ungleich
lwic"), .;eigen, daß 1 995 rund l 3  % der Bewohner der alten Bw1desländer und 7,9 % 
der Bewohner <ler neue□ Bundc.sllinder in Haushalten lebten, die über weniger als 50 % 
des in Jen alten bzw. neuen Bundeslindern durchscb.n.iltlichen - auch Sozialkistu□gen 
um fossen<len und auf :11.le Haushaltsmitgl ieder umgerechneten - tvConatsnettoeinkom
mcns von DM [ 870,- bzw. Dlvl l458,- verfügten.6 Nad1 einer anderen Studie betru
gen die entsprechenden Zahlen für I 993 1 0,3 % in Westdeutschland und 3, 1 % in 
Ostd.eutschland; Jie Durchsch□irueinkommen werden dabei allerdings mit DM 26 1 6,
unJ DM 1 726,- angegeben.' 

Die andere Schwierigkeit des Themas besteht darin, daß die verfassungsrechtlichen 
Vorgaben für die Bekämpfung von Armut eher vagen Charakter haben. Dafür gibt es 
einen theoretischen, einen praktischen und einen historischen Grund. Zunächst ist zu 
bedenken, daß entsprechende Regelungen zu einem guten Teil aus Zielbestimmungen 
bestehen müssen, die - anders als die Unterlassungspflichten des liberalen Grundrechts
staats - fast immer eine ganze Reihe von staatlichen Handlungsmöglichkeiten offenlas-

3 Vgl. unten lll.ß. 
H. Se,wal,( Sozinlhilfiecmpf:ingcr unJ Empfünger von Leistungen nach dem Asylbcwcrherlcistungsge

se� \ 'l95. in: Srnrisrisd,c:s ßumlcsnmr. Wircscha.f< und Stalisdk 1 997 Nr. 1 0, 720, mit wei1crcn Aufgliederun
gen. Ende 1 9% gal, es �,73 Millionen So1.ialhilfeempf:i11ger (3,3 % Jcr 8<:vö lkcrung; Kinder <ind mehr als 
®Pl)dt su h:iuf1g bc,mffcn) und 93.()()() Bezieher von Lc.i,rungen n3ch dem A.sylbccwcrbcrlcistungsgcscn.: 
FAZ 25. 1 1  l99 , l; 18. l l. l 997, 19; 1 2. S, l 993, l .  Umfungrcichc statistische Angaben w vor"1lgcgangencn 
J„fm:n finden sich auch in de, AJU:wort der Bunde.trcgierung vom 28. 1 1 . 1995 :iuf eine Große Anfrage im 
ßund.cscag: ßundc,;cags-Orucksachc 1313339. 

S Vgl. z.B. H H,mmanll, Armut trorz So.i.Jhllfc. Zur Nichcinan:.prudmahme Vlln Soz:ialhJlfe in der Bun
desrepublik. in: S. Lcibfricd/F. Tcnnmdr {Hrsg), Politik der Armut und die Spaltung de, Sozialsra:its (1985) 
1 5  ; sowie f-AZ l 5 .5. 1 997. 4, W den Ergcbojsscn einer entsprechenden Srud.ic von Caritas und Diakonis
chem Werk; FAZ 22. l . 1 998. 4, zu Angaben d.cs Carirns.vcrb�ndes; FAZ 22.4. l 998, 6, Zll einer Studie des 
lnstirucs für So-zcia.lbcrichrcr,;cattung und lcbcnslagcnforschung. Nach Sd1:itzW1geo der ßW1dcsarbcitsgemcin
schafr Wolmungslosenhilfc wan:n 1 997 860.000 Menschen wohnungslos: f-AZ 24. l 1. 1 997, 6; -zcur Arbcirs
losigkcic Anm. 1 36. 

6 Staristisches Bundesamt (Hrsg.), Datenreport 1997 ( 1997) 5 1 5  ff; die geringere ,,Armutsrate" in  Ost
cleutschland ist Folge der gleichmäßigeren Einkommensverteilung ·und zeigt die Problematik rein relativer 
Armutsbegriffe. 

7 K,uscr (Anm. 2) T.,bdlcn l ,  2 und 4. Ln clcr emgcnannrcn Unceßuchung werden f'ur 1 993 dagegen 
J 1, l % bzw. 6,3 % und DM 1 805,- bzw. DM 1250,- angegeben. Die erheblichen Unretschiede in den Er
gebnissen beruhen u.a. muf dnc.r jeweils anderen Datenbasis und unrc:J:Schiedlichen Einkommensbegriffen 
(Berücksichtigung von fiktiven Micccinnahmen bei der ßcnuczung der eige!lcn Wohnung im Rahm.:_n der 
1,weitcn Srudic). Weitere Abwcidrnngcn könntn sich aus d.c.r Behandlung von Kaufkr..frparitätcn ergeben. 
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sen. Weiters hängt die Erfüllung solcher Pflichten immer auch vom verfügbaren Geld 
und damit von der - auch von der internationalen Konkurrenz bestimmten - wirc
schafclichen Situation im Land ab. Auch das steht einer genauen Bestimmung des Um
fangs und der Reichweite von Verfas�ungsp�ichten _ entgege�. Schließlich bedeu_�et vag
zwar nicht inhaltslos - auch vage Pflichten smd Pflichten, die verletzt werden konne� .
Doch da die Geschichte der Bundesrepublik bis vor kurzem im großen und ganzen e1-
r1e Geschichte des Ausbaus sozialer Leistungen war, haccen lehre und Rechtsprechung 
noch wenig Anlaß, sich über die konkreten Grenzen Gedanken z.u r:iachen, jenseits 
derer die Verfassungswidrigkeit beginnt. Die laufende Reform des _S01.1a.lstaates �nderc 
dies nicht zwangsläufig. Die meisten damit verbu�denen Fragen smd aU_enfalls m den
Modalitäten, n icht aber im Kern verfassungscechtl1cbec Natur - es �ehe ia nur u11_1 be
.schränkre Leisrungskürzungen W1d Erhöhungen von Abg:3ben, �etrräg_en und E1gen
zuzah.lungen, nicht ecwa um die Abschaffung ganz.er Zweige soz1a!er Stc�erung. Aber 
die Reform wird nichc nur als aktuelle Anpassung an budge�äre Erf?rdermsse s�rndern
vielfach als Einlcirung einer allgemeinen Umkehr der soz1�staatltchen Entw1cl<l_ung
verscanden7•. Dies gibt doch Anlaß bis zum Horizont zu bllcken - aucb wenn vieles
dort nur verschwommen erscheine. 

Eines ist trotz aller Unbestimmtheit jedoch sicher: Armut ist in Deutschland ein 
verfassungsrechtliches Thema. Daß die Verfassung den Staat verpflichtet, etwas gegen 
Armut zu unternehmen, kann nicht bezweifele werden. 

II. Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen der Armutsbekämpfung
Ansatzpunkte dafür bietet das Grundgeset1. i.n erster Linie im_ Soz-ialscaacsprin:zip 

(unten A.) und in den Grundrechten (B.), vor allem den Garanuen der Menschen
würde uml der freien Enrfalrung der .Persönl ichkeit sowie im Rec�r au'. Leben und 
körperliche Unversehrtheit. Eine wic�cige RoUe spiele auch d_er Gle1c1:Iie1cssacz. Dazu 
kommen einzelne Ansprüche aus speziellen Grundrechten. N1c�t un_mmelb

ru: 
arm':1-cs

relevanc und daher hiec n ichc näbec zu behandeln, aber als H1nwe1se auf die soZJale 
Ausrichtung des Grundgesetzes doch erwähnenswert sind weiters R�gelung�n wi: jene 
über Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie (Art. 9 Abs. 3 GG), die Mögl1chke1t der 
.,Vergesdlschafi:ung" des Eigentums (Are. 1 5  GG), üb�r die „hergebrachten Grundsät
ze des Berufsbeamtenrums", die auch eine soziale Absicherung der Beamten verlangen 
(Art .  33 Abs. 5 GG), Kompetenzbestimmungen, z.B. �ber die ,.?f!"encliche Fürsorge", 
den Arbeitsschutz W1d die Sozialversicherun.g sowie Ausbildungsbeihilfen {Arr. 74 Abs. l 
Nr. 7, 1 2  und 1 3, Are. 87 Abs. 2 GG; vgl. auch Arr. 120 Abs. l �G zur_ Koscenrragung
in der S01.ialversicherung), Vorschrifi:en, die die „Herstellung gle1�we��1ger Le�ensver
hälrnisse im Bundesgebiet", die „Verbesseru�g d:r Leben.sverh�m.�se· o?er die W:m
rung der ,,Einheiclichkeit der Lebensvcrhälm1sse im Bund:5ge�1er als Z1�le � nd Vo�
aussetzung der WahmehmW1g bestimmter Bunde.szll.'itänd1gke1ten, und fur die Vertei
lung von Steuererträgen festsetzen (Are. 72 Abs. 2, 9 1 a �bs. � , l ?u Abs. 3 _ Nr: 2 G_G),
und, weil es dabei auch um die VecmeidW1g von Arbe1tslos1gke1� geht, di«:= -Yerp�1ch
rung z.ur Berücksichtigung der Erfordernisse des gesamtwircschaft:1�chen Gl�1chge��cbts
bei der Erstellung öffentlicher Ha.ushalce (Art. 1 09 Abs. 2 GG). Emet zummdest uber-

7, Vgl. z.B. G. Vobruba (Hrsg.), Strukturwandel der Sozialpolitik \1990); D. Döring!R. Hau.rer (Hrsg.),
Soziale Sicherheit in Gefahr ( 1995); W Schönig!R. L 'Hoest (Hrsg.), Soz1alsraat wohin? ( 1 996). 
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blicksartigen Darstel lung bedürfen jedoch die Verfassungen der Bundesländer, die !m 
hier relevanten Bereich z.T. deutlich über die Gewährleistungen des Grundgesetzes hm
ausgehen (C.). 

A. Das Sozialstaatsprinzip
Nach An. 20 Abs. l GG ist die Bundesrepublik Deutschland ein „demokratischer 

und sozialcr ßundcsstaatu , und gern. Art 28 Abs. l GG muß auch die verfassungsmä
ßige Ordnung in den Ländern „den Grundsätzen des republikanischen , demokraci
schca und so1.ialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgeserzcs" entsprechen. Als spe
ziel le Ausprägung des Sozialstaatsprinzips soll der Gebrauch des Eigentums nach A.rr. ! 
Abs. 2 S. 2 GG Tizugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen". Obwohl die Sozial
staatl ichkeit im Text also nur als Qualifizierung anderer Crunds::i.ne vorkomme, ist sie 
als si::lbscänd iges Prinzip anerkannt, das von der „Ewigkeitsgarantie" des Art. 79 Abs. 3 
GG um fo.f�t wird und Jamit zur höchstrangigeu Schi.ehr des deutscht.!n Rechts gehört. 

Das Grundgesetz ist die erste deutsche Bundesverfassung, die die S01ialscaatlichkeit 
ausdrücklich als einen ih rer Grundsätz.e enrhälr. Trotzdem fand er in den Beratungen 
keine Erörcerung.ß Gründe dafür mögen seine unscheinbare Stellung im Text der Ver
fusung und der Gleichklang rnic so?..i.alscaatlichen Inhalten des einfachgeseczlichen 
Re�h!'.'ibestandes und ein iger kurz davor erl assener Vei:fassungen deutscher Bundeslän
der? und anderer Staaten gewesen sein. Insgesamt hac es den Anschein, als sei Sozial
·taa t: l ichke i c  als selbstverständlicher, wenn auch als vager und n ichr besonders weittra
gender Verfassungsinhalr vemanden wocden. 1n der Folge gab es vor allem in den 70er
J.thren eine in censive, aus heutiger Siehe reche ideologisch anmurende Diskussion über
den Inhalr <les Sozialscaacsprinzips, in der sehr unterschiedliche Auffussungen vercreten
wurden, die von der rechtlichen Belanglosigkeit der Sozialstaacsldausel über ihre Un
verträglichkeit mit dem Rethtssraac bis zum Umgestaltungsgebot für die gesamte Wirt
schafts- und Ge�ellschafuordnung reichten. 1D Derartige Exuernpositionen finden �ich
heute kaum rnelu-, doch ein umfassender Konsens hat sich ebensowenig eingestdlt.
Einjgkeit besteht allerdings in fase allen Darstellunge.n 1 1  darübl!r, daß sich das Sozial
staatsgebot durch eine besondere Unbestimmtheit auszeichnet, was dann auch für man
che Darstel lung selbst gilr. l.m folgenden soll daher die Rechtsprechung im Mittelpunkt
stehen. Trotz. aller Unbestimmtheit lassen sich so für unser Thema immerhin einige
Fixpunkte ausmachen.

t Vgl. JöR 1 ( 1 950/5 1) 195 ff. 2 4 ff. 
9 O;izu unten C. 

10 Vgl. etwa die Damdlung und Nachweis" bei K. Stern, D:is Su,amecbt der Bundesrepublik Deutsch
land l (2. J\u0 .. 1984) 880 ff, G. Haualmt,, Rcch�fragcn dö Lcisrn.ngssra:ir.s ( 1 983) 45 fE 

1 1  Eine Auswahl, E. Fornhojf u1l<l 0. Bnchof. Begriff und Wesen de.< so:zcialen Rtclmm1.atc.<, VVDStRL 1 2  
( l  954) 8 uni.l 37; E. Bn:da., lndumiclle Herrschaft und s02ialcr S=c ( 1 966) 49 ff, R. Hazog, in: T. Ma.u.m./ 
G. Düdg, Kommentar. zum Grundgesetz, Art. 20 1cil VH1 ( 1980); K. Srcm (Anm. l 0) § 21 ;  H. :p,ch-,,r. Das 
soziale Stanrruc� in: J. lscnscc/P. Klrchhof (Hrsg.), Handbuch des St:iacsrcchc.s der Bundcsrcpubl,k Deur.sch
lancl 1 (1987)' § 25; M. Kittncr, in: Kommcnru mm Grundgcsccz für die Bundesrepublik Dcur.schland (Rd
he Ahernnlivkommcnt::trc) 1 (2.Aufl., 1 989) 1390: E. 8(11da., Der soziale Rc:chtsstaot, in: Ders.!W. Maiho•
fc.r/1-1.-J. Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfussung:accho der Bundesrepublik Deur.schland 1 (2.AuiL, 1994) 
§ 17; weirers: K-j. Bicbnck, lnhal, und Funkdon des Sozialstaat.sprinz.ips, Jura 1987, 229; P. Badura, Der
Sozfalstaa.c, DOV 19�9. -i9 l ;  1.u den spc,,:ifischcn .Fragen im Zusammcn��ng_ mit_ der Wiedervcrcini�ung 0. 

D,1c11luucr. Das sowtl.e Srnunid unJ die Angle1cl1ung der L<:bensvcrhähn1sse m Ost und Wes,, 10: lscn
scc/Kirchhof lX { 199 ) § 204. 
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Da.� Sozialsraarsprinzip ist keine bloße Programmnorm, sondern unmittelbar gelten
des Recht.11 Gebunden werden alle drei Scaarsgewahen, wenngleich in erster Linie 
die Gesecr.gebung in ihrer gescalter.ischen Rolle betroffen ist, während für Vo\l-üehurrg 
und Rechtsprechung vor allem die Auslegung bestehenden Rechts und die Ermes
senssteuerung im Vordergrund steh.en.13 Besonders wichtig dabei ist die Wirkung, 
die das Soz.ialscaatsprinzip auf die. Auslegung der Grundrechte ausübe. 14 

- Nach allgemeiner Auffassung ermächtigt das Sozialscaatsprinzip die staatliche Ge
walt zu Eingriffen in Grundrechte - freilich unter Beachtung der durch den Vorbe
halt des Geseczes, das Verhältnismäßigkeitsprinzip, die Wesengehalrssperre und der
übrigen rechtsstaatlichen Sicherungen gezogenen Grenien. 1) Zum Beispiel rechtfer
tigen soziale Belange eine Üugleichbehandlung durch stärkere Belastung von Bes
serverdienenden mic Abgaben und Beio:ä.gen, 16 die Bevorzugung sozial Schwacher 1 

oder die gesetzliche Einbeziehung verschiedener Gruppen in Sozialversicherungs
und Lastenausgleichssysreme auch gegen den Willen der Betroffenen. 18 Bei genaue
rem Hinsehen zeigt sich jedoch, daH das Sozialscaacsprinzip nicht selbst die Ehnäch_
cigung Eeferr, sondern nur rechcsverbindlich klarscellc, dals soziale Erwägw1gen einen
legitimen und gewichtigen Grund zur lnanspruch.nahme anderer, für viele Zwecke
offener Ermächtigungen darstellen, nämlich jener, die sich aus den grw1drechdichen
Geser::zesvorbehalren 19 und der allgemeinen Befugnis der Gesetzgebung zur Lösung
von Rechtsgücerkollisionen aufVerfassuogsebene ergeben.20 Das wird besonders deut
lich, wenn man an andere Verfassungsordnungen denkt, die trotz der Notwendig
keit von verfassungsrechtlichen Ermächtigungen und des Fehlens eines Sozialscaats
prinzips im wesentlichen dieselben Grundrechrseingciffe zulassen. Das fehlen des
Sozialsraarsprinzips b.:wirkt dort also keinen Ermächtigungsmangel; nur grUndec sich
c!ie Legiti.micäc sozialer Erwägungen im Rahmen bestehender Ermächtigungen dann

12 Z.B. schon BVerfGE 1 ,  97 ( 105); 3, 377 (38 l) ; 6, 32 (4 1).
l 3  Z.B. BVerfGE 1 ,  97 ( 105); 59, 23 1 (262 f); 65, 1 82 ( 193) - allgemein; 89, 214 (232) - Auslegung

von Generalklausdn des Privacrechts; BVerwGE 42, 148 ( 1 57); 56, 254 (260) - Ermessen bei der Gestal
rung der Aufenthalrserlaubnis für Auslänru:r. 

1.r Dnu u111c.n B. 
15 Z.B. BVerfGE 59. 231 (263): Das Suziilitaatsprim:ip ist "nichr gt,eigm:r, Grundrechte ohne nähere 

Ko.nk.recisie,ung dun::h d<:n Geseczgeber, also unmittdbar, ,:u be$cl1tä.nken"; 1 2, 354 (367): Ü:t.< 501.ialsrnar.s-
geboc „ermächriic nichr m beliebiger So,ialgescaltung, dit clas Gebot der Gleicbhe!t :iuflösen wüde". 

IG Z.B. BVerlGE 32, 333 (339); 82, GO (90) - stärkere Besteuerung höherc.r Emkommen; umgekehrt 1st 
nach BVcrGE 13. 33 l {347) ci11e verschärfte ßcstcuc.rung voo kleineren Unccmcbm<en mir dem .Gebot 
soz.ialer Steuerpolitik (Art. 20 GG) ... schwerlich verdnbar". 

17 Z.B. BVcrfGE 13, 248 (259) - Erhöhung madicher Leistungen nach dem Grad der Schuri.bcdürftig
keir; 29. 402 (1� 1 2) - Freis,ellung von Gedngverdicnenclen vom KonjunlaW7.u.schlag; 43, l 08 (l 24 f) -
Differenzierung zugunsren sozi:,J Schwächerer erlaubt und möglicherweise geboren (Kindergeld); 56, 1 39 
(143) - Bewilligung von Arme11rccbc in Rechwchuczverfuhrcn.

18 Z.B. ßVerfGE 10. 354 (368 ff} - Ämeversorgung; 1 1 , 105 ( l  17) - Ki.ndergdd; 29. 22 1 (235 ff) -
Rcnccnvcr.sichcrung; 44, 79 (90} - PAeg.eversicb.cnmg; BVerwGE 87, 324 (330) - Rcchrnmwalr.svcrsorguog; 
vgl. :lllch BVerfGE 38, 28 1  (299 ff) - A.rbcicnehmc.rkammem. 

1� Am Beispiel d.cr wichtigsten Grundrechte im wirtschaftlichen Streich: Eingriff in die allgemeinen
Handlungsfreibeir sind zu jed.:m Ziel im "Rahmen der .vcrfussungsmilligen Ordnung" (An. 2 Abs. 1 GG} 
zulässig, Beschränkungen der BerufmL<übungsfreiheit (Arr. 12 Abs. 1 GG) dun:h „jede vernünftige Erwii
gu11g des Gemeinwohls" rechrferrigbat (z.B. BVer[GE 78, 1 55 l l  62)), u11d der Gebr1>uch des - durch d.:n 
Gcseng,,bec auszuge.na!a::nru:n Eigentums - ,,soll zugleich den1 Wohle der Allgemeinheit dicncn" (Arr. 14 
Abs. 2 GG). Auch Rlr Ungleid1behandlungen reiche „irgendein veruerbare.r sachlich zureichender Grund" 
(z.B. ßVerfGE 83, 1 [231). 

20 Z.B. M. Sachs, irr: ders. (Hrsg.), Grundgesecz. Kommenru ( 1996) Rn. 30 zu Arr.. 20. 
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(nur) auf den gesellschaftlichen Konsens (der ja auch wegfallen könnte) und nicht 
(auch) auf eine Verfassungsbestimmung (die noch dazu nicht beseitigt werden darf) .2 1

Wichtiger ist, daß das Sozialstaatsprinzip als Staatszielbestimmung darüber hinaus 
auch einen Auftrag enthält: Der Staat hat nicht nur Möglichkeit, sondern er wird 
dazu verpflichtet, soziale Belange zu berücksichtigen. 22 Tut er dies nicht im erfor
derlichen Mindestmaß, handelt er verfassungswidrig. In dieser - rechclich gesehen 
sogar „ewigen" - Absage an ein rein liberalistisches Modell liegt der Hauptunter
schied zu Verfassungsordnungen ohne Sozialstaatsprinzip oder äqivalente Bestim
munge-n. 23 
Was Sozialstaatlichkeit inhaltlich umfaßt, ist nicht leicht zu beschreiben, denn zu 
vielfältig sind ihre Anwendungsfelder.24 Allgemeine Formulierungen, nach denen 
das Grundgesetz etwa eine „gerechte Sozialordnung" verlangc,25 helfen allein auch
nicht weiter. Betrachtet man den Kontext, gehe es dabei zum einen um soziale Si
cherheit, also um Vorkehrungen gegen Not und typische Lebensrisiken wie Krank
heit, Alter oder Arbeitslosigkeit auch jenseits des Exiscenzminimums,26 zum anderen 
um soziale Gerechtigkeit in dem Sinn, daß die Verteilung von materiellen Gütern 
und Lebenschancen, auch und gerade bei der Inanspruchnahme von grundrechtli
chen Freiheiten, nicht allzu ungleich wird.27 Beide (einander oft überlappenden) 
Ziele gehen über Armutsbekämpfung hinaus, sind aber gerade für Arme besonders 
wichtig. 
Das Ausmaß von sozialstaaclicher „Ermächtigung" und Verpflichtung decken sich 
nicht: Erstere geht viel weiter als letztere. Jenseits des verpflichtenden Minimums ist 
der Staat frei, sozialen Belangen soviel Gewicht beizumessen, wie er für richtig hält, 
solange er sich in den durch andere Verfassungsgrundsätze, vor allem durch die Frei
heitsrechte, markierten Grenzen hält. Es gibt kein verfassungsrechtlich vorgeschrie
benes (und verfassungsgerichclich überprüfbares) Optimum an Sozialstaatlichkeit -

21 Vgl. z.B. zu Öscerreich den Beitrag von F. Oppitz in diesem Band. 
22 Z.B. BVerfGE 1, 97 ( 105); 43, 2 13  (226); 53, 1 64 ( 1 84). 
23 Siehe zum Vergleich wieder den Bcicrag von Oppitzzu Österreich. 
Z4 Eine Versuch der Aufzählung uncernimmt z.B. Stern (Anm. 1 0) 893 ff. 
2s Z.B. BVerfGE 22, 1 80 (204); 69, 272 (3 14). 
26 Z.B. BVerfGE 40, 1 2 1  ( 1 33) - Fürsorge li.ir Hilfsbedürftige gehöre „zu den sdbsrverscändlichen Pflich

ten eines Sozialscaaces"' (hier: behinderce Menschen); 44, 353 (375) - ebenso (Suchckranke); 28, 324 (348) 
- Sozialversicherung in heutiger Ausgestaltung, .,die ,ich längsst nicht mehr auf die Abwehr ausgesprochener
Nodagcn und die Vorsorge für die sozial schwächsten Bevolkeruugskreise beschränke", als „besonders präg
nanter Ausdruck des Sozi•lst':lntsprin1.ip1"; 2 l .  362 (375) - A,bcircrrcmenversicherung; 28, 324 (348) - Hin
tcrbl iebcnversorgung;, 45, 376 (387) - Urtfa.llversicherung; -S l ,  1 1 5 ( 125) - Arbeicslosenversicherung; 68,
1 93 (20\l) - Kr:rnkonvcrsichcrung. 

?7 Z.ß. BVcrfGE 5. 85 ( 1 98) - eine „annähernd glekhm:ißigc Förderung des Wohles all.,, Bürger und 
(eine] annähernd gleichmäßige Vcrceilung der Lasten wird grundsärzlich emrcbc"; 22, 180 (204-) - ..Ausglcich 
der sot.irucn Gegcn.s:iczc"; ähnlich BVo.rfGE 69, 272 (3 14). Die - über die Risikoabsicherung nach dem Vcr
<icher.ungsprinzip hiDausgehcnde - ausgleichende Funktion der Sozinlversicherung�sysrcme durch Berück
sichcigung des Solidargedanlmu wird bc,r;onn.B. in BVct.fGE 14, 3 1 2  (3 17); 22. 24 l (253); 48, 346 (358); 
66. 66 (76): vgl . auch u1ucn bei Anm. 1 1 5. Zur scniabraadiche.n \'fliehe, .daß die staadichc Gc-mcinsch•ft
ustcn rnim:igc, die altS einen, von der Gesamcheit zu tragenden Schicksal, namcuclich durch Eingriffe von
oußcn, enr.st:rndcn �ind und mehr oder weniger wfallig nur einige llürgcr oder bestimmrc Grupp�n gctcof• 
fen hoben". BVerfG.E 27, 253 (283) - Besmung�ch:iden; 4 l, 1 26 (153 f) - Reparationssch:idcn. Zu wci
tergd1enden Auffussungen, nnch denen Sozialscoadichkeit über soziale Sicherheit und Vw�lungsgcrr:chrig
keit hinaus auch z.B. ,.Mehrung gesellsC:haftlichen Wohlstandes"' umfaßr, z.B. Zach,r (Arun. l l) 1 078. 
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im Gegenteil: Das richtige Maß -z.u bestimmen, ist eine der Hauptaufgaben des po
litischen Pro-z.esses.28 
Die entscheidende - und wohl auch schwierigste - Frage gilt dem verfassungsrecht
lich verpflichtenden Sozialstaatsminimum.29 Sicher ist, daß der Staat die „Mindest
voraussetzungen eines menschenwürdigen Daseins" gewährleisten muß.30 Das be
deutet in erster Linie die die Sicherung des materiellen31  Existenzminimums, not
falls durch staatliche Hilfeleistungen. (Auch)32 durch das Sozialstaatsprinzip geboten 
ist weiters ein Minimum an Regelungen, die Schwache im Privatrechtsverkehr 
schützen33 und Chancengleichheit in der Ausbildung herstellen¼�: Ein Staat, der et
wa Ki:1de�beir, offensichtliche Ausbeutung im Arbeitsleben oder generell die frisc
l�se Kündigung von Wohnungsrnietverrrägen erlauben, auf V0rkehmngen gegen 
Vertragsabschlüsse unter Ausnützung einer Noclage- völlig verzichten oder alle Aus
bildung privater Willkür überlassen würde, könnte kein Sozialstaat sein.  Ob und 
inwieweit das Sozialstaatsprinzip auch jenseits der Armursgrenze eine Absicherung 
des Lebensniveaus und eine Angleichung der tatsächlichen Lebensverhältnisse durch 
Umverteilungsmafsnahmen verlangt, ist nicht wirklich geklärt. 3s Jedenfalls eine voll
ständige Abschaffung der bestehenden (lebensstandardsichemden) Sozialversiche
rungssysteme wäre ein Verstoß gegen das grundgeseczliche36 Sozialstaacsgeboc37 -

2R Z.B. BVerfGE 59, 23 1 (263). 
29 Vgl. z.B. die Meinungsübersicht bei K-j. Bieback, Sozialstaatsprinzip und Grundrechte, EuGRZ 1985 ,  

657 (666 f). 
30 BVttfGE 40, t21 ( 133); 82, 60 (80); 
JI Z.B. BVerwGE 82, 364 (3GB); vgl. :i.ber ;.ucl, BVerJGE 35. 202 (235 f) - Resozialisierung von Straf

tätern: 45, 1 87 (228) - me11>chenwürdiges Existi:nz.minimum und lebensLangc Frciheimrrafc. 
n Die meisten dieser PBichren - wie übrigens auch jene zur Sicl,crung <ks Exisrenzminimums - lo.=n 

sich auch all.$ grundrechtlichen Bestimmungen .ble.iren; dazu gleich unten l>. 
33 Z.B. BVerfGE 18 ,  121 (131 f); 68, 36 1 (369 f) - lvfieterschucz (unter Berufung auf An. 1 3  - Unver

leczl ichkcic der Wohnung - und 14 Abs. 2 GG - Sozialpflichrigkeit des Eigentums}; 8 1 , 252 0.55) - Wm
bewerbsverb.ote für Handelsvertreter; 89, 2 1  (232) - B ürgsch.afuübcmalunen von einkommens- und ,,er
mögen<lose.n Angehörigen. Zur Bedeutung des 50:1.ia.lst.atsgcbores im Arbeitsrecht und Mietrecht z. ß. A. 

H:uck, Der Soziabta:ttsgcdn.nke in der Rechtsprechung des Bundcsarbcitsgerlchrs, in: FS Apelt (1958) 57; 
Bmd,,, Herrschaft (Anm. 1 1) l02, 4J3 ff, 456; D. " Sr,bm, Der soziale Schutz :tls Rcgdungsproblcm des 
Vcmagsrcd1rs. Die Schutzbedürftigkeit von Arbeitnehmern und. Wohnungsmierem (1982) 286 f (Zm-:)m
menfusung); A. Sölbur, Asbeitsrecht (9.AuA., 1987) 34 ff; H. 811chner. in: Münchener Handbuch zum Ar
bcirs-rcchr I ( 1992) § 36 Rn. 1 6  f. Kririsch z.B. W. Zalfner, Regelungsspielräume im Schuldvemagsrcchc. 
AcP 1 96 ( 1 996) 1 .  

34  Z.B. BVerfGE 33 .  303 (33 1 f) - Beschrinkungen des Hochschulzugangs. 
35 Z.B. BVerfGE 39. 302 (314); 77, 340 (344): keine Verfurungsgar.uirie „des bescehcnckn Sysceiru der 

Sozialversicherung oder doch seiner tragenden Organisationsprinzipien'' (allcrcün_g� in bczu1, auf Sdbstvcr
waltuogsrcchce der Sozialversicherungmägcr); 45, 376 (387): sozialmatliche 1,'Aicht zu umfassender S iche
rung in der gesetzlichen Unfallversicherung, denn es wäre 1,zu eng, die Einwirkung des S,nia.lstaatsprinzips 
auf das Regdungss}'scem der gcsct:z.lichcn Unfa.llversichcrung nur a.ls Schurz sozial besonders Schwacher 'l'.u 
begreifen"; 5 1 .  1 1 5 ( 125): der Geseczgeber ist „nicht verpllichrec, cinc Ausgestaltung des Systems der Arbeir
slo=versicherung vorzusehen, bei der de'!' Versicherten ein Arbeirslosengcld gewähre wird, das bei Berück
sichtigung vorheriger von ihm geleisteter Ubersrunden ihm ann:ihernd die Aufrechcer:hakung seines b isheri
gen Lebe11>tstandan• ermögliche . .Es genügt vielmehr den Anfor<ktung1en des Art. 20 Abs. 1 GG, wcru:1 dem 
Asbcitsloscn angemessener Ersacz für den Ausfall gdciscec wird, den er d-adurch erleide,, daß er gcgenwänig 
keinen tariflich bezahlten Arbeitsplan findet"; 69, 272 (3 14): ob die sozialm.•tlic:he Verpfüchtung zur He.r
srellung einer gerechten. So:1.ialordnung veclerzr wiire, wenn „einem Teil der Rentner die fur die bei•hlbare 
Möglichkeit genomm�n w:irc, sich gegen das für sie nicht kalkullerbare Risiko einer Kro.nkheit zu sichern, 
kann offen.bleiben". 

36 Zu landesvcrfassungsrechclichen Sicherungen unten C. 
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woW auch bei Aufrechterhaltung einer Sicherung des Existenzminimums und unter 
Außerachdassung der Übergangsprobleme. Umverreilungspflichten ergeben sich 
zumindest au.� der Berücksichtigung des Solidaricärsgedankens in der Sozialversiche
runf8 und .aus dem Gebot der Besteuerung nach dem - sozialstaatlich beeinflußten 
- Leisrungsfähigkeicsprinzip.J9
Hinzuweisen ist schließlich noch darauf, daß das Sozialstaatsgebot - anders als etwa 
das rechtsstaatliche Prinzip - keinen flächendeckenden Charakter hat. Nicht jede 
staatliche Handlung oder Regelung muß „sozial" sein,40 sondern nur nur die Sum
me aller Handlungen und Regelungen muß daß geborene Minimum gewährleisten, 
und der Gesetzgebung steht bei der Auswahl der lVtinel zur Erfüllung sozialstaatli
cher Verfassungspfüchten ein weiter Spielraum offen. Soweit solche Pflichten beste
hen, verlange die Verfassung daher in der Regel nur irgendeine geeignete, nichr je
doch gerade diese oder jene Maßnahme rn ihrer Erfülluag.◄1 
Da.� Sozialstaatsprinzip begründet „objektive" Pflichten des Staates, die z.B. in ei
nem abscrakten Normenkonrroll-, Organ- oder Bund-Länder-Srreirverfahren vor 
dem BVerfG geltend gem.:id1c werden können, aber - für sich allein genommen -
keine subjektiven Rechte der Bürger.42 Allerdings ist das Sozialscaarsgebot auf zwei
erlei Weise mit subjektiven Rechten der Bürger verbunden. Erstens muß jeder Ein
griff in subjektive Rechte von Bürgern auch den Anforderungen des „objektiven" 
Verfassungsrechts genügen.'" Daher kann jeder Bü.(ger, der in irgendeinem (nicht 
aus der Sozialstaatsklausel abgeleitetem) Recht betroffen und daher (nach Art. 19 
Abs. 4 GG oder dem allgemeinen Justizgewährleistungsanspruch) rechtsmittelbefugt 
ist, im entsprechenden Verfahren auch geltend machen, daß der Eingriff auf sozial
staatswidrige Weise erfolgt odc-r sich auf sozialstaatswidrige ßescimmungen stürze -
z.B. bei J.er ! ürzung oder Vorenthaltung von gesetzlichen Sozialleistungsansprü
chen, der Aufcrlegung von Abgaben� und Beitragslasten und aller anderen Arten

37 So auch z.B. Stern (Anm. 10) 895;]. Ipsen, Staatsrecht I (?.Aufl., 1995) Rn. 976; H Reiter, Das Sozial-
sta"csgeboc in einem vereinten Deucschland, NZA-Beilage 1/1991. 3 (4). 

38 V gl. d:12.u oben Anm. 27. 
39 Dazu unten B.2. 
40 Z.B. können die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners im Gebührenrecht nur 

ausnahmsweise Berücksichcigung finden: z.B. BVerwG Buchholz 40 1 84 Nr.69; VGH Kassel NJW 1977, 
452, mit Anm. von K Voge� NVwZ 1995, 406; VGH München, BayVBl 1984, 340; VGH Mannheim, 
NVwZ 1997, 620; wleczc aber BVerR:; NJW 1998, 2128; vgl. auch H-H lohmann, in: Driehaus (Hrsg.); 
Kommunalabgabenrecht III (14. Erg.Lfg., 1996) Rn. 690 zu§ 6; und unten Anm. 48. Bei der Auswal,I von 
Bewerbern um ein öffentliches Amt sind soziale Kriterien wegen des Prinzips der „Bestenauslese" (Art. 33 
Abs. 2 GG) grundsätzlich unanwendbar: z.B. J. lsensee, Der Zugang zum öffendichen Diensc, in: FS BVerwG 
(1978) 337; M. Sachs, in: lsensee/Kirchhof(Anm. 11) Bd. V §  126 Rn. 144; allerdings sind nach der Kam
merencscheidung des BVerfG, NVwZ 1997, 54, Ausnahmen vom Leistungsprinzip im Hinblick auf soziale 
Erwägungen zulässig, wenn es dafür eine ge.serzliche Grundlage gibt; vgl. d= :ouch BVcrfGE 85, 360 (380 f), 
E. Schmidr-Aßman11, Der Leistungsgrundsacz des Are. 33 II GG und soziale Gesichtspunkte b�i der �eg�
lung des Zug:ings rum Beamtenverhältnis, NJW 1980, 16, und S. H,,st,r, Fr:i=nförderung zwischen indi
vidueller Gerechtigkeit und Gruppenparität, AöR 1993, 109 (121). 

11 Z.B. BVerfGE 22, 180 (204); 40, 121 (133); 59,231 (263); 69,272 (314); 82, 60 (80). 
42 Z.B. ßVerfGE 27,253 (283); 41, 126 (153 f) - L:i.scenausgleichsansprüche; 39,302 (315)- Kranken

versicherung. Vereinzele als Ausnal,men gedeutete Fälle lassen sich meist auch auf andere Weise erklären: 
z.B. die Ableirung eines gesetzlich oder vcrcraglich nicht geregelten Anspruchs auf Erholungsurlaubs (BAGE 
3, 23) au.s einer sozialscaaclichen Deutung von Gewohnheitsrecht - so Hueck (Anm. 33) 63 - stact unmic
telb�r aus dem Sozialstaatsprinzip - so Benda, Herrschaft (Anm. 11) 66.

43 Z.B. BVerfGE 6, 32; 45,400 (413); 80, 137 (153). 

Landesbericht Deutschland 125 

von Pflichten und auch im Rahmen z.ivilrechclicher Auseinanderseezungen. Dieser' 
Mechanismus versagt nur dort, wo von vornherein keine subjekci.ven Rechte beste
hen, in der Regel also nur in jenen Fällen, wo es um die Geltendmachung geseczlich 
nicht vorgesehener staatlicher Leistungen geht. Diese Lücke ist aber wegen des u1n
fassenden gesetzlichen Leistungskacalogs nicht sehr groß. Zweirens decken sich, wie 
gleich gezeigt wird, die objektiven Pflichten aus dem Sozialstaatsprinzip auch weit
gehend mir subjektiven Ansprüchen aus den Grundrechten - sei es mit spezifischen 
Gewährleistungen oder mir soz.ialstaarlich interpretierten allgemeinen Garantien. 
Insgesamt ist :i.lso das verfassungsrechtlich verpflichtende So1.ialstaatsrninimum auch 
von den betroffenen Bürgern gruadsärzlich einklagbar. Freilich können sieb vor al
lem bei der zweiten genannten Konstdlacion Durchsemmgssch.wierigkeiten daraiL� 
ergeben, daß auch der grundrechtliche Anspruch nur auf irgendeine taugliche. nichc 
jedoch auf eine bestimmte Maßnahme gerichtet ist, und daß die Fachgerichte die 
Verwaltung nicht zu Leistungen zwingen können, die bestehea_de haushaltsrechcli
che Ermächtigungen übersteigen. Das Bundesve[fassungsgericht kann allerdings die 
Unvereinbarkeit einer bestehend.eo Rechtslage mit der Verfassung feststellen. Die 
Gesetzgebung ist dann verpflichcet, diesen Zustand durch legistische Maßnahmen 
und die Anpassung des Haushaltes zu beseitjgen. Für die Zwischenzeit kann das 
BVerfG vorläufige Regelungen treffen.◄ 

B. Die Grundrechte des Grundgesetzes
Das Grundgesetz enthält - im Gegensatz zu manchen Landesverfassungen - keinen 

Katalog sozialer Grundrechte. Bei seiner Erlassung hat man darauf vor allem wegen 
des vorläufigen Charakters des Grundgesetzes verzichtet,45 und entsprechende Forde
rungen konnten sich auch in der Verfassungsdiskussion anläßlich der Wiedervereini
gung nicht durchsetzen. Doch gibt es einzelne gtundrechrliche Leistungsansprüche, 
armutsrelevante Abwehrrechte und Leistungsansprüche aus der Pflicht zum Schutz 
von Menschenwürde und Freiheitsrechten. Bei letzteren fallt die Zuordnung zu be
stimmten Grundgesetzartikeln nicht immer leicht, und in der Rechtsprechung wird 
meist auch ergänzend das Sozialstaatsprinzip als normative Basis herangezogen - was 
deutlich macht, daß die Auslegung der Grundrechte sehr stark vom Sozialstaatsprinzip 
geprägt wird.

1. Menschenwürde, freie Entfaltung der Persönlichkeit, Recht auf Leben
und körperliche Unversehrtheit
Aus der Menschenwürdegarantie (Art. 1 Abs. 1 GG) und den Rechten auf freie

Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG), Leben und körperliche Unversehrt
heit (Art. 2 Abs. 2 GG) in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip wird von der 
Rechtsprechung zunächst ein Recht auf Sicherung des Existenzminimums abgleitetet, 

44 V gl. zu diesen durch richterliche Rechcsforcbildung encwickelcen Instrumenten z.B. /(. Sehlaich, Das 
Bundesvecfassungsgericht (2.Aufl., 1997) Rn. 359 ff, 373 ff, 386, 388 ff; Beispiele für Unvereinbarkeics
feststel!ungen bieten BVerfGE 39, 316 (322 f); 82, 60 (97); zu den Rechtsfolgen z.B. BVerR:;_E 55, 100 
(110 f); eine Feststellung der Vereinbarkeit mit der Verfassung (hier: Art. 14 GG), verbunden mit der Fest
stellung der Verpflichtung des Gesetzgebers zur Ergänzung des Gesetzes, findet sich etwa in BVerfGE 53, 
257 (300 ff). 

45 V gl. z.B. Stern (Anm. 10) 879 f. 
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und zwar sowohl in abwehr- als auch in leiscw1gsrechdicher Ausgrägung: Das Exi
stenzminimum (auch von Familienangehörigen) darf nicht besteuere \ gepfändet47 oder 
auf andere Weise vom Staat enrzogen'18 werden, und o es fehlt, muß der Staat es be
reitstellen.19 Unter bestimmten Umständen kann sich so auch etwa ein Anspruch eines 
Obdachlosen auf vorübergehende Unterbringung durch die Polizei ergeben.50 Weiters 
dürfen aus denselben Gründen, aber auch unter Berücksichtigung des Rechtsstaatsprin
zips, Sozialleistungen keine „Gnadenakte" sein, sondern müssen als subjektivrechdiche 
Ansprüche ausgeformr werden.5 1 

Außerdem hat der einzelne Ansprüche auf staatlichen Schutz (u.a.) seiner Men
schenwürde und Gesundheit gegen Beeinträchtigungen durch Dritte. 52 Das beziehe 
sich auf etwa auf die Arbeitsverhältnisse.53 

Da es sich bei den genannten Gewährleistungen jeweils um Menschenrechte han
delt, gelten sie auch für AusländerY 

2. Allgemeiner Gleichheitssatz
Ocr allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. l GG) verpflichtet zunächst zur rechtli

chen Gleichbeha11d.lw1g. Damit verschafft er zwar keine originären Ansprüche auf 
st:i.adiche Leistungen, doch lassen sich aus dem Verbot, einzelne Personen oder Grup
pen ohne zureichenden Grund von bestehenden Lei1itungen auszuschließen, in Ver
bu1dw1g mit dem Sozialsr.aacsprinzip decivarive Leistungsrechte ableiten. ss Das gil, auch
für Ausländer. Allerdings isc es zulässig, Ausländer, die crsc scic kurzem in Deutschland 

•6 ßVerfGE 82, 60 (85); 82, 1 98 (207) - abgeleitet aus Are. 1 Abs. 1 und Are. 20 GG; BVerfGE 87, 1 53 
( 169) - Arr. 2 Abs. 1 i.Vm. Arr. 1 Abs. 1 GG; zur Nicheanwendbarkeir dieses Grundsatzes auf die Umsarz
beseeuerung von Uneernehmern (weil diese auf den Endverbraucher überw:i.lzc wird) ßVerfG NJW 1997,
3368.

•7 ßVerfGE 82, 364 (368}; abgeleitee aus Are. 1 Abs. 1 und Are. 20 GG. 
�8 Z.B . .ßVerfGE 78, 10 ( l  1 7) zum Umfang der zuläissigen Kostenbeteiligung an der Prozeßkostenhilfe; 

87, 2:H (259} 7.ur Einkommensanrechnung bc.i der Arbeitslosenhilfe; zur Streichung von Sozialhilfe unten 
bei Anm. 97. Dio Bemessung von Gcbühttn darf den Zugang zu notwendigen Staatsleistungen nicht aus
schließen: z.B. BVerft NJW 1 998, 2 1 28, z.u K.in<lc-rgamngcbühten; allgcmdn F Kirchhof, Die Höhe der 
Gebühr (198 1 )  53: lol,m11n11 (Anm. 40) Ru. 69 l a: zu § 6. 

•\9 BVerfGE 40, 12 1  ( 1 33); 82, 60 (80); 82, 364 (368) - jeweils auf Menschenwürdegarancie und Sozial
staatsprinzip gestützt; 52, 339 (346) - auf Arr. 2 Abs. 2 GG gestützc. Zur Festlegung der Höhe des steuerli
chen Exim:nzminimums llVcrfGE 9 1 .  93 (! 1 1 ,  l l · f): Orientierung am Bedn.rf, der nach den Standards 
Je, So1.ialh ilfe errnim:lc wurde. Allgemein zum Zusammenhang von Besteuerung und Leiscung,-gewähru.ng 
z.ß. /? Kircl/10/. Steucrgerechtlgkeit w1d sozialsraatlichc Gcldlcisrungen, JZ 1 982, 3 1 5; mm Zus:unmenhang 
von Mindestlöhnen, Plär11:lungsfrcigrcnzc11, Steucrfu:iberrägen. bed:1..dsorjentierrcn Sozi:tlcinkommcn und Un
ccrhnlr 5. l,:ibfrid„ Soziale Grundsicherung - Q.,, Bcdar&prinzip in der Scni:il- und Gesellschaftspolitik der 
ßundcsrcpublik. in:Vobruba (Anm. 7:i.) 1 S2. 

o Z.B. OVG Münster DÖV 1 992, 675. 
5 1 So BVcrwGE l, 159 ( 16 1  f) für die Fürsorge (die Vorläuferin der heutigen Sozialhilfe).
52 Z.B. BVerfGE 1, 97 ( 104).
53 Z.B. BVerfGE 85, 191 (2 13); 87, 363 (385 f) - jeweils zu Regelungen der Nachtarbeit; BAGE 38, 69

(llO f) - übermäßige Arbeitsbelastung als Verstoß gegen die Menschenwürdegarantie erwogen; vgl. auch 
BVerfGE 45, ,376 (387 ff); 49, 24 (53). allgemein z.B. R. Richardi, in: Münchener Handbuch zum Arbeits
reche I ( 1 992) § 10. 

54 Speziell für Asylwerber BVerfGE 49, 202 (206). 
55 Z.B. BVcrfG.E 39, 3 1 6  (326 ff); 55, 100 ( 1 1  l f) - Kli,den:uschuß in der Rentenversicherung; 45, 376 

(385 fF) - Einbeziehung von noch nicht geborenen Kindern in die Unfallversicherung; BVerfG NJW 1998, 
1 2 1 5  � ,.usitrr.l id,c Altersversorgung für Nichcvollbcschäfrlgt,:; weitcrt: Beispiele unren bei Anm. 1 17 und bei 
H. D, J11r•11JJ/8. Pitt>J!I;,, Grundgeserz (4.AuA., 1 997) Rn. 40 zu Arr. 3.

\ 
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\eben, schlechter 1.u behand.e\n als and.ere.56 Doch sind. einer Ung\eichbehand.\ung von 
EU- und. EWR-Aus\änd.em gegenüber Deutschen d.urch Diskrimierungsverbote cies 
europäischen Gemeinschaftsrechts Grenzen gesetzt, und. jedenfalls darf das Existenz
minimum nicht unterschritten werd.en. 

Umgekehrt steht der Gleichheitssatz, wie ausgeführt,57 einer - begrenzten58 - Be
vorzugung Schwacher unter Berufung auf das Sozialstaatsprinzip nicht im Wege. Ob 
und wieweit er eine solche zur Herstellung größerer tatsächlicher Gleichheit auch ge
bietet, ist nicht klar.59 Zumindest verlangt schon der allgemeine Gleichheitssatz, daß 
sich die Bemessung der Einkommensteuer an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
der betroffenen Gruppen orientiert; sie darf daher Arme nicht in gleicher Weise bela
sten wie Reiche.60 Das BVerfG leitet daraus auch ein Gebot progressiver - d.h. für hö
here Einkommen auch prozentuell höherer - Besteuerung ab.6 1 Jedenfalls ergibt sich 
daraus - unter der Voraussetzung annähernd gleicher Vorteile aus der Existenz und 
Tätigkeit des Staates für alle Gruppen der Bevölkerung - ein verfassungsrechtliches 
Umverteilungsgebot. 

3. Spezielle Grundrechtsgarantien
Besonders armutsrelevant sind zunächst die Schutzbestimmungen des Grundgeset

zes zugunsten von Frauen, Behinderten, Ehe und Familie, Müttern und unehelichen 
Kindern (Art. 3 Abs. 2 und Abs. 3 S. 2, Art. 6 Abs. 1 ,  4 und 5 GG) .  Sie enthalten spe
zielle Diskriminierungsverbote, darüber hinausgehend aber auch Aufträge zur Förde
rung dcr Betroffenen und zur Angleichung ihrer tatsächlichen Lebensverhältnisse an 
jene der Vergle.ichsgruppen.62 Was ihren verpflichtenden Charakter und ihre subjek-

56 Vgl. -..B. BVerwG NVwZ 1987, 5 1 - Gewährung von Babygeld. 
57 Vgl. oben bei Anm. 16 f. 
SB Vgl. BVerfGE l2, 354 (367). 
59 Z.B. Jar1Us!Pi,roth (Anm. 55) Ru. 1 zu Ar,. 3. Äußerungen der RSp in diese Richtung sind oft vag, weil 

sie nichc z.wischcn rechdicber und racsächlicher Gleichheit und zwischen Ermächtigung und Pflichr unter
scheiden; vgl. z.B. BVerfGE 5, 1 85  (206): .,Das Sozinl.staatspdcwp ist vorzüglich deshalb zum Verfassung;
grundsatz erhoben worden, um schädliche Ausw irkungen schrankenloser Frciheir zu verhindern und die 
Gleichheit fortschreitend bis zu dem vernw,ftigcrwcise zu fordernden Maße zu verwirklichen." 

60 BVerfGE 8, 5 l (68 f); 66, 2 14  (223); 74. 1 72 (200); 8 1 ,  288 (236); 82, 60 (89). 
6 1  BVerfGE 8, 5 l (68 f)i zur Frage, ob W"-5 tatsädtlich sd,on aus dem Leistung,fühigkcitsprinzip (in Ver

bindung mit der Thc-orie des abnchrnc:.n<lcn Grenznurzcns) ::illein oder er�r 3'•' einc.r soz.ialsraatlichen Aus
legung des Leistungsfähigkeitsprinzips fol�t oder aber auch im Sozialst-;tr nicl:r •1crfussu(lgrechtlich &cbl.ltc11 
in, z.B. U. Mo,bllJ, Die vcrfusungsrechcl1chc Begründung der progressiven Einkommensteuer und ihre_ ry
sremgcrcchcc Durchführung ( 1974) 13 ff; K. T:pk,, Die Steucrrechcsordnung 1 ( 1 993) 4 1 1  ff; 5. Hristcr, 
Rech«, und Ziele. Zur Oogrruuik des :illgcmcin.c:n Gleichhei1ss3rzc.� ( l 993) 1 1  ff; <lorc (408-429) n.uch all
gemein zum Verhöltni,; von Gleichheitssatz •.m<l Sozials=tsgebor und zur Mögli:hkeit von Konflikten zwis
chen beiden. 

62 Zu Art. 3 Abs. 2 und 3 GG z.B. BVerfGE 57, 335 (344 ff) - Benacheeiligung von Frauen bei der 
Rc:nccnbemes,;ung durch Anknüpfung an geschlc:chcssp<nifische Durchschniccsverdiensre unzulässig; 7 , 1 63 
( 1 79 f) - niedrigeres Rentenalter filr Frauen als so.zfalstaadich mocivierre Kompensation fukrischcr Nacheeile 
zulässig; 85, l9 I  (206 n - Nn.du:r.rbeitsverbor fiir Frauen unzulässig; 89. 276 (285 f) - Gebor 2.ur Aus
legung arbcicsrechdiclier Diskrirninicrungsvcrbotc im Einklang mit der vccfassung,rcchtl ichcn s0_ua.pflichr
zui;unstc:n von Frauen; BVerfG Nf:V 199?, 1052, 1062, 1087; 1 99�, 1 3 1  - '-'.erbot der Ben:r.chce1lig�11g v?n 
behinderten Kindern durch Abscb.11:bca m Sonderschulen, aber !«:in unbedmgtet Anspruch auf Einbau:.
hung in integrierte Schulform; zu Art. 6 Abs. l GG 2.B. BVerfGE 62, 323 (333) - Vc.rbor der Diskri
minierung von .Ehen, die im Ausland in einer dem dcur.,chen Rc:chr nicht entsprechenden form gcsd1lossen 
wurden, bei der Hinterblicbenenvcrso1gung; zuArr. 6 Abs. 5 GG t.B. BVerfGE 22, 163 ( ! 73) - W1Zulä.ssige 
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tivrechtliche Durchsetzbarkeit jenseits eines Benachceiligungsverbotes und einer Be
vorzugungsermächtigung anbelangt, sind sie noch wenig erschlossen. Grundsätzlich 
,vird man wie beim Sozialstaatsgebot von einer relativ weitreichenden Bevorzugungs
ermächtigung und einer viel weniger weitreichenden Bevorzugungspflicht ausgehen kön
nen. Im übrigen ist es auch nicht immer leicht, Bevorzugungspflichten und Benach
teiligungsverbote zu unterscheiden. Das zeigt sich zum Beispiel an den Entscheidun
gen des ßVerfG zum Kindergeld: Soweit Familienförderungen als reine Sozialleistun
gen fur:gieren, müssen sie im Einklang mit der Menschenwürdegarantie und dem So
zialstaat�prinzip jedenfalls das Existenzminimum bedürftiger Kinder gewährleisten; die 
�örderpflicht des St�ates aus Art. 6 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprin
zip verlangt zwar einen darüber hinausgehenden Familienlastenausgleich, doch steht 
dem Geseugeber bei der Bestimmung von An und Umfang dieses Ausgleichs ein wei
te: _Gescakungsspiel,aum zu; nicht jede Belastung muß ausgeglichen werden; die Fa
�il1en förderung s�eht „u_nter dem Vocbehalc des Möglich_en im Sinne dessen, was der
Emzclne vemünfogerwe1se von der Gesellschaft beanspruchen kann"_G3 Anderersei ts 
k��nen F:im.d 1 enfürderungslcisrungen auoh als Ausgleich für steuerrechtliche Benach
tcd1gunger! gcgen_übe� [Gn?edosen durch unzureichende Berücksichtigung der Un
te{'halrJfl·l 1�[rn.:n �.1.11g1eren ; msowe!r sind sie lLir Vermeidung von Diskrimiel'ungen ge
b�c,;:n. N1cbc l_e1cht 7..�uordnen 1st auch etwa der Anspruch von Müttern auf einen
wuksamen arbe1tsrechcl1chen Kündigungoschutz.65 

Für arme Menschen besonders relevant ist sthüeßlich der aus dem Gleichheicssarz 
i□ Ver:bindung mit dem Sozialsraatsprinzip und speziellen Gmndrechtsvorsduiften 
abgel;w.:Le Grundsatz der Chancen.gleichheir im Bereich der Ausbildung. Ai:r. 7 Abs. 4 
und ) �G smd zwar als Gar�1 cien der Privatschulfreiheit gefaßt. Durch die Normie
rung c1?er ��nehm1gungspfüchr und der Gene.hmigungsvorausset:2unge11 wirken sie 
aber glcich�t�g als yorgabcn für die Organisation des Schulwesens überhaupt. Private 
Schulen, die_ offencl ,che ersecze.n, dürfen nach Abs. 4 u.a. dann nic;hc zugelassen wer-
1en, wenn sie „eme Son<lerung der Schüler nach den Bcsitzverhälmissen der Eltern" 
f-ördc_rn _wür�en, pr!vate V?[ksschulen nach Abs. 5 ·· berhaupt nu, . usnahmsweise. 
,.Dann l iegt eme s0Z1alsraad 1d1em und egalirär-demokratisd1em Gedankengut verpflich
tete Ab�age . an Kla:5scm, Stände und sonstige Sch ichtungen",66 die durch das Verbot
von sm:.1al d1fferenz1erenden „Vorschulen" zu höheren Schulen in Abs. 6 noch verstärkt 

ßc11nch1c!l)gu"_!; und V:e':'ro� gegen die Fördcrpflichc unchdicl1c.r Kinder dur<ll gesculid1c Vorenthaltung
von f'llmll tcnhllfe f?r SncfkimJ."I'; 25, 267 ( 1 74) - l'flichr der Gcsei-,gcbung, und1clichcn Kindern einen 
o.ngcmc:ssc.nen .Amcil :im vfüerliche Erbe iu •}ehern; _85, 80 (87) - crpß.ichmng zu posirivcn gescczgcbc:ris
chen Maß�":"m�n 1.w· _Glc,_clure_llung uncl�dtchcr Kindc.r bei der Ausgestaltung di:s lnst:uu.en:ruges für Un
re.rhalc.,;sct'<:111gke1cc11; cmc Übcmd1t Ubcr die besond.ettn Glcicl1hci�g:mu1ticn bietet S,1cht (Anm. 40) § 1 26. 

G} �VcrfG E 82, 60 (79 ff. �c:ir �S. 82/; zur Vcrntimrng vcrfassun�rechclid-ier Fordcr- und Ausgleichs
ansprilchc �us s11aidlco Gbchhcrrsgarauacn vgl. auch 1..B. BVerfGE 2 l ,  l (6} - steuerliche Bcrücksich
tiguug von Wohn'-";g,_c}n richtun&>kosce.n bei Jungverhcira,ccen; 23. 258 (264) - 11'.indergcld.; 55, 1 14 (1 27) 
- Witwc�,c�ren bei :WIOder:verl:e,ratung; 60, 68 (74) - ßc,rück:sichtigu.ng der Mucrer,,chum:dc für Anwart
schafrcn t n . der Arbc11:slos_cnvcr:s1chcrung; 75. 348 (360) - Reic.h.wcite de:: gescrtlichcn Unfallvcrsichcrung
<<.:h u.1.<?s. be, �ndcm 11crsichcrrcr Mi.icce,, 87. 1 (35) - Bcrild<5ic:hdgung von Kindcrccziehungs1eiten in <le.r 
Rontcn�er.sich_crung; ßV�vGE 9 !, l �0 ( 134 f) - Beriicksiclttigung von Liufbahnvc.rzögerungen von Müc
l<!rn bei der Emscdlung 1.n den öffcntl 1cbc11 Oicnst. 
. 61 BVerfGE 82, 60 (83 ff); v�I. auch BVerfGE 43, 108 ( 121 ): zivilrechdiche Uncerhaltspflichcen müssen

n1ch, 111 vollem Umfang sceuerm:ndemd geltend gemache werden können. 
r,; BVerfGE 84, 1 33 ( 156); 85, 1 67 (175); 85, 360 (372). 
GG BVerfGE 88, 40 (50). 
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wird. Das Grundgesetz geht also im Bereich der Grundschule von einem Vorrang der 
öffentlichen Schulen aus. Wenn es auch nicht unbedingt eine gemeinsame Grundschule 
für alle verlangt67 und auch kein ausdrückliches soziales Differenzierungsverbot für das 
öffentliche Schulwesen enthält, so verbietet es damit doch zumindest implizit eine 
Verstärkung sozialer Unterschiede in der gesamten Schulorganisation. Der aus der Pri
vatschulfreiheit abgeleitete Förderanspruch der Schulträger gegenüber dem Staat hat 
nicht zuletzt den Hintergrund, ihnen auch die Aufnahme armer Schüler zu ermögli
chen.68 

Das Recht auf Zulassung zu Bildungseinrichtungen wird durch die allgemeine Hand
lungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG),69 soweit es sich um berufsbezogene Ausbildung von

Deutschen handelt (die bereits nach der Grundschule beginnt), durch die Berufsfrei
heit des Art. 1 2  GG70 gewährleistet. Dort sind zwar Beschränkungen aus Kapazitäts
gründen nicht ausgeschlossen, doch müssen die im Rahmen staatlicher Monopole 
bestehenden Kapazitäten auch ausgeschöpft werden.71 Ob sich aus Art. 2 Abs. 1 und
Art. 12 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip ein Anspruch auf individuelle 
Ausbildungsförderung ergibt, lteß das BVerfG in eine kürzlich ergangenen Entschei
dung offen.n AJlerdings werden die Kosten des Schulbesuchs, jedenfalls im Rahmen 
der Schulpflicht, zum grundrechtlich garantierten Existenzminimum gehören,73 und
darüber hinaus stehen die erwähnten egalitären Vorgaben für das Schulwesen und im 
übrigen der Gleichheitssatz in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip74 einer Gebüh
rengestaltung entgegen, die Arme ausschließt. 

Faktische Chancengleichheit verlangt das Grundgesetz schließlich auch beim Rechts
schutz. Gleichheitsatz, Sozialstaatsprinzip und die rechtsstaatlichen Grundsätze eines 
fairen Verfahrens, der Waffengleichheit der Parteien und des Anspruchs auf rechtliches 
Gehör verpflichten den Staat dazu, auch durch finanzielle Unterstützung sicherzustel
len, daß armen Parteien eine effektive Vertretung ihrer Interessen in gerichclichen Ver
fahre_n ermöglicht wird.75 Das gilt auch für zivilrechdiche und sozialverwaltungsrecht
liche Verfaruen. 6 Ob Gleichheit und Sozialstaatsprinzip auch eine (vorprozessuale) Be
ratungshilfe erfordern, ist noch nicht geklärt; wurde eine solche Unterstützung jedoch 
allgemein eingerichtet, dürfen arbeitsrechtliche Streitigkei ten davon nicht ausgeschlos
sen werden.77 Bei schwenviegenden strafrechtl ichen A.nklagen und in Verfahren über 
die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus besteht erforderlichenfalls 
ein Anspruch auf Beistellung eines Pflichrverteidigers.78 

67 Z.B. Janw/Pieroth (Anm. 55) Rn. 1 zu Art. 7; vgl. auch die dort zitierte abweichende Meinung.
GB Z.B. BVerfGE 75, 40 (62 ff). 
69 Vgl. BVerfGE 53, 1 85 (203); 58, 257 (272 f); 59, 172 (205 f). 
70 Z.B. BVerfGE 33, 303 (329). 
7 1 BVerfGE 33, 303 (338 ff); 54, 173 ( 19 1 ); 66, 155 ( 179); 85, 36 (54): 
72 BVerfG NJW 1998, 973; vgl. auch BVerfGE 33, 44 (50 f); BVcrwGE 8 1 ,  242 (25 1) ;  und zu landes-

verfassungsrechclichen Regelungen unten 11.D. . 73 Vgl. BVerwG NJW 1996, 2023 - Pflichc zur Übernahme des Einschulungsbedarfes im Rahmen der
Sozialhilfe. 

74 Für den Hochschulzugang z.B. BVerfGE 33, 303 (33 1  f). 
75 BVerfGE 9, 1 24 ( 1 3 1 ); 10, 264 (270); 22, 83 (86); 5 1 ,  295 (302); 56, 139 (143); 67, 245 (248); 78, 

104 ( 1 17 f); 8 1 , 347 (356). 
76 BVerfGE 85, 337 (347); 54, 25 1 (273); ebenso für das Grundrechrsklageverfahren HessScGH ESVGH 

39, 77. 
77 ßVerfGE 88, 5 ( 16) .  
78 BVerfGE 39, 238 (243); 46, 202 (2 10); 65, 17 1  ( 174 ff); 68, 237 (255 f); 70, 297 (322 f). 
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Der Schutz, den das Eigentumsgrundrecht und der rechtsstaatliche Vertrauensgrund
satz gegen den Entzug sozialrechtlicher Ansprüche gewähren, soll unten (IV) behan
delt werden. 

C. Die Landesverfassungen 
Die heute geltenden Verfassungen der deutschen Bundesländer bestehen aus drei 

„Generationen".79 Die vor dem Grundgesetz erlassenen Verfassungen80 enthalten z.T 
umfangreiche soziale Gewährleistungen. Zurückhaltender ind in dieser Hinsicht jene 

· Verfassungen der „alten" Bundesländer, die nach dem Grundgesetz entstanden oder
neu gefaßt wurden.81 In der Verfurungsgebung der „neuen" Bundesländer nach der
Wiederver inigung fanden soziale Postulate wieder vermehrt Berüclcsichcigung.8? 

Im Verhältnis zum Grundgesetz lassen sich vier Arten von Regelungen uncerschci
d.en. ( 1) Vide Yorschcifrea wurden aus dem Grundgeserz. übernommen, decken sich in
ihrem lnhalt weitgehend mic jenen des Grundgesetzes oder werden zumindesr im 
Gleichklang mit ihnen interpretiert. Das berrifft z.B. Bekennmisse zur sozialen Ge
rechtigkeit und das Sozialstaatsgebot in unterschiedlichen Ausformungen, die Men
schenwürdegarancie und den Anspruch auf Lebensunterhalt oder Obdach in Notsi
tutationen, den Gleichheitssatz und Förder- und Gleichstellungspflichten zugunsten
von Frauen, Familie, Müttern, unehelichen Kindern und behinderten Menschen; sie
bedürfen hier keiner näheren Erörterung. (2) Manche der Garantien, die über das
Grundgesetz hinausgehen, werden entweder äußerst restriktiv ausgelegt oder über
haupt als grundgesetzwidrig und daher (wegen Art. 28 Abs. 1, 31 und 142 GG) un
gültig angesehen; große Bedeutung haben sie jede�falls bislang nic�t entfaltet. 83 So
wird etwa das Recht auch Arbeit auch dort, wo es nicht von vornherem nur als Staats
ziel oder Auftrag zu Vollbeschäftigungspolitik formuliert ist, 84 nicht als durchsetzbares
Grundrecht auf einen Arbeitsplatz verstanden85 - was in einer von grundgesetzlicher

79 V gl. z.B. C. Pestalozza, in: ders. (Hg.), Verfassungen der deutschen Bundesländer (5.Aufl., 1995) E 5 ff.BO Hessen (1946); Bayern (1946); Rheinland-Pfalz (1947); Bremen (1947); Saarland (1947). 
BI Nordrhein-Westfalen (1950); Berlin (1950); Hamburg (1952); Baden-Württemberg (1953); Schleswig

Holstein (1990); Niedersachsen (1993). 
82 Brandenburg (1992); Sachsen (1992); Sachsen-Anhalt (1992); Mecklenburg-Vorpommern (1994); Thü

ringen (1994); vgl. z.B. J. Dietlein, Die Grundrechte in den Verfassungen der neuen Bundesländer (1993); 
H. Riepe, So;:iale Grundrechte in den Verfassungen der Länder Brandenburg, Mec�enbu_rg-Vorpomr�ern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen (1996); C. Starck, Verfassungen der neuen Lander, m: lsensee/Kirch
hof (Anm. 11) IX (1997) § 208 Rn. 58 f. 

B3 Vgl. z.B. Bend,,, Herrschaft (Anm. 11) 50 f: .,Zahlreiche der seit 1945 erlassenen Verfassungen der 
Länder haben sich ausführlich zu allen möglichen Problemen der Wirtschafts- und Sozialordnung geäußert. 
Die tatsächliche und rechtliche Entwicklung ist an diesen Normen, die oft nicht mehr als an reinen Wunsch
vo1stellungen orientierte Sozialproklamationen damdlten, ziemlich achtlos vo,übergegang�n." All�emein 
zum Verhälmis zwischen Bundes- und Landesgrundrechten z.B. S. Storr, Verfassungsgebung In den Ländern 
(1995) 220 ff; A. St:iens, Chancen und Grenzen der Landesverfassungen im deutschen Bundesstaat der Ge
genwart (1996) 38 ff. 

B/4 So Art. 12 Abs. 1 Berlin, Art. 48 Abs. 1 Brandenburg, Art. 17 Abs. l Mecklenburg-Vorpommern, Art. 7 
Abs. 1 Sachsen, Are. 39 Sachsen-Anhalt, Ar,. 36 Thüringen. 

85 Z.B. T Meder, Die Verfassung des Freistaats Bayern. Handkommentar (4.Aufl., 1992) Rn. l zu Art. 166; 
G.A. Zinn!E. Stein (Hg.), Die Verfassung des Landes Hessen. Kommentar 1 (1954) 175 f zu Art. 28; A. Vo

gels, Die Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen. Handkommentar (1951) Rn. 2 zu Art. 24; ".1· Süst,r
hwn/H. Schiifor, Kommentar der Verfassung für Rheinland-Pfalz (1950) Rn. 4 zu Art. 53; allgemein lsemee 
(Anm. 40) 20; Stare!, (Anm. 82); Stieru (Anm. 83) 267 ff; zum Fehlen eines grundgeserzlichen Anspruchs 
auf ein�n Arbeitsplatz BVerfGE 84, 133 (146 f); 85, 360 (373). 
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Unternehmerfreiheit geprägten Ma.rkrwimchatt nicht verwundern kann. Ähnliche.� 
gilt erw� Für das Reche auf eine angemessene Wohnversorgung.86 (3) Schließlich bleibe 
eme Reihe von armutsrelevanten Gewährleistungen, die je1\e des Grundgesetz.es für 
den jeweiligen Landesbereich konkreci.si.eren, verstärken und ergäm.en. Da-z.u gehören 
vor allem Garanüen der So1.ialvecsicherun.g und Arbcitslosenu.nterstücrunf7 und ar
beicsschutzrechtliche Vorg-.i.ben (1..B. über die. Verhinderung von Ausbeutung und Kin
cierarbeic und die Gewährleistung be7.:ihlcen Mindesrurlaubs).88 Sie sind 1.war d<?neit 
nicht relevant, weil der Bund die entsprechenden konkurrierenden Gesetzgebungs
komptenzen wahrgenommen hat und den Ländern damit insoweit kein Handlungsbe
reich bleibt, doch wirken sie als eine Art zweites Netz ocier Ausfallsbürgschaft für den 
Fall, daß der Bund seine Regelungen zurücknimmt. (4) Von unmittelbarer Bedeutung 
sind dagegen die grundgesetzübersteigenden Garantien im Bildungs_bereich, die die
Landesverfassungen in unterschiedlicher Intensität enthalten: allgemein das Recht a�f 
Bilduna und konkret die Schulpflicht und die Unentgeltlichkeit des Besuchs öffentl1-o • eher Schulen.81 

Die Rechtsnatur dieser Gewährleistungen ist im einzelnen oft strittig und natürlich 
auch nicht einheitlich; entsprechend schwer fallen Antworten �uf die �rage nach der 
subjektiven Durchsetzbarkeit. Manches ist von Betroffenen unmittelbar em\<lagbar_ (z.B.
das Recht auf unentgeltlichen Schulbesuch}, manches dürfte von Bürgern m besnm:11-
ten Konstellationen zumindest indirekt geltend gemacht werden können (z.B. Em
richtungsgarantien der Sozia.lversicherung, w�nn und weil �eren A?schaff\rng m_it Ein
griffen in bestehende Ansprüche verbunden 1st, oder arbe1tsrechthche Mmdestmhalte 
über die Nichtigkeir von entgegensrehenden Yerträgen),90 und manches (z.B. der Auf
trag zur Vollbeschäftigungsp�litik) dürfte sich auch in „objektiven" Verfahren als nicht 
justiziabel erweisen. 

III. Überblick über die wichtigsten Sicherungssysteme
In Deutschland besteht ein umfassendes System sozialer Gewährleistungen und Si

cherungen, die vecfassungsrecluliche Vorgaben und _ gem�s�rechtliche un_d in_cer
nationale Vereinbarungen91 umsetzen, z.T. aber WelC daruber hmausgehen. Die w1cl�
tig-sten Standardrisiken werden durch die gesetzliche �ozialversich:rung abgedeckr, �te 
regelmäßig an das Arbeitsverhältnis anknüpft, über Beiträge finanziert �d d�d1 K�r
perscha.fren öffentlichen Rechrs mir Selbscverwalrungrecbt gerragen wird; eme - hier 
ausgeklammerte - Sonderrolle spielt dabei die soziale Absid1eruog der Beamten, deren 

86 Z.B. M. P,,,cke, Das Dauerschuldverhälmis der Wohnraummiece (1991) 246 f m.w.N; St:iem (Anm. 83) 
271 ff. 

87 Are. 168 Abs. 3, 171 Bayern, Art. 12 Abs. 1 Berlin, Art. 45 Abs. _l, 48 Abs. 2 Brandenburg, Are. 49
Abs. 3, 57 Bremen, Art. 28 Abs. 3, 35 Hessen, Are. 53 Abs. 3 und 4 Rheinland-Pfalz, Art. 46 Saarland. 

88 Z.B. Art. 167, 174 Bayern, Art. 48 Abs. 3 und 4 Brandenburg, fut. 37, 50, 52, 55, 56 Bremen, Are. 28 
Abs. 1, 29 ff Hessen, Art. 24 fNordrhein-Westfalen, Art. 53 ff Rheinland-Pfalz, Art. 45 ff Saarland, Art. 28 
Abs. 2 Sachsen, Art. 39 Abs. 2 Sachsen-Anhalt. 

89 Art. 11, 14 Backn-Wümembcrg, Arr. l28 fBayern, Arr. 29 fBrandenburg, Arr. 27, 30 fBremen: Are. 56 
Abs. 1, 59 Hcss_en. Are. 8, 15 Mecklenburg-Vorpommern, Art. 4 Niedersachsen, Art. 8 f Nordrhem-Wesc
falen, Art. 27 Abs. 2 Rhcrnland-Pfuh:, Art. 27 Abs. 6 Saarland, Art. 29 Abs. 2, 101 Sachsen, Art. 25 f Sach
sen-Anhalt, Art. 8 Schleswig-Holstein, Art. 20, 23 fThüringen; vgl. dazu z.B. Strem (Anm. 83) 252 ff. 

90 Vgl. auch oben bei Anm. 42 ff zur Durchsetzbarkeit des Sozialstaatsprinzips. 
91 Übersicht z.B. bei E. Eichenhofar, Sozialrecht (2.Aufl., 1997) § 4. 
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Lasten der Dienstgeber träge (A. ) .  Dazu komme eine Vielzahl von sceuerfinanzierten 
allg:meincn oder bedürfcißkeicsabhängigen geserzlichen Leisrungen, auf die nur hin
gew1e�en werden kann: Die fur einkommensschwache Personen wichtigsten unter ih
nen smd das Wohngel� als Zuschuß zur Miece oder zu den Aufwendungen für dle ei
gen_e Wohnung; das Kindergeld zur Uncerstütz.ung der Uncerhaltsverpflichteten;92 das
Eruehungsge�d, dai; während des Elternurlaubes vom Arbeirsvechälmis gezahlt wird; 
��r - no�h ruc/J c dur�hgehend �ecwirklichce -: Anspruch auf einen Kindergarrenplarz 
fur aJ le !<in�er ab dr�1 Jahren; die Untentge l tl1chke1t des Be.rnchs öffentlicher Schulen 
un<l _LJnivcrsitäcen; die Uncerstüczung der beruflichen Ausbildun(T nach dem Bundes
ausb1lüungsförderungsgesetz; der Anspruch auf Prozeßkosrenhilfe u.:;d kostenlose Rechts
benuung; und die Um:ntgeltlichkeit sozialgerichtlicher Verfahren. Für die Armucsbe
k�mpf�11g unmi ctel_�ar tel�vanc ist schließlich die Existeaz;;icherung durch die Sozia.1-
h.ilfo, die dann gewahrt wird, we�n alle anderen Sicherungen vers:igen (B.) . Die Son
derregelungen des Asylbewerbede1stungsgeserzes werden nichr berücksichtige. 

A. Sozialversicheru;ig

Die !(rankenv�rsicherung ist im V. Teil des Sozialgesetzbuches geregelt. Pflichtversi
chert smd Arbettnehmer und eine Reihe weiterer Personenkreise wie Landwirte 
E'�scle'., Sr�dcnren, Rentner und Bezieher von Arbeitslosengeld oder Arbeidosenhilf� 
so\�1e die �11cht erw�rbscäcigen Familienangehörigen der Versicherten. Nicht in die 
P�tchcvers1d�erung embezogen werden Be-.1mce (denen der Dienstgeber Beihilfen ge
währt). Arb\!ltnehmern, deren Verdienst die Gecingsfügigkeitsgrenze ( 1 99'8 :  620 DM 
pro !'v!_on�t) unre'.sch.reitet oder �e Jahresentgeltgrenze überschreitet, und (sonstigen)
Sclbs��digen ble�3bt 1?:i.ngels Verstc�erungsptlichc die Vorsorge gegen Krankheicsrisiken
selbst uberlassen . Die Krankenversicherung wird durch die (Orr-, Betriebs, lnnunas
oder �rsacz�) Kranken.kassen getragen, uncer denen die Versicherten wählen könn:n. 
Die ��manz1er�ng erfolgt im wesendichen durch Beiträge der Versichenen und ihrer 
Arbeitgeber, die ohne Rück.siehe a:tf das individuelle Risiko durch Satzung der Kran
k�nkasscn :i.ls Prozentsal!, des Arbeitsentgelts festgelegt werden. Ln Krankheitsfall wird 
die Behandlung durch Aare und Krankenhäuser erbracht die vom Versicherten aus
gcwäl1lt �nd von de.n Ka ·sen auf der Grundlage gesetzlicher B�cimrnungen und Ge
sa�r�ere1Dbarungen auf Ver?andsebene da�ür bezahle werden.  Ahnliches gilt für Arr.
n:tmmel -�d. an�ere Sachletst�ngen; allerdings müssen die versichercen Zuzahlungen 
leisten. Pur die .EinkommenssJCherung während der Krankheit bestehe zunächst ein 
L�::nforcz_ahlungsanspruch -�egenüber dem Arbeitgeber nach d�":1 Eatgelcfortzahlungs
gesetz (mindestens 80 % fur sechs Wochen; oft mehr nach 1anfvertrag) und danach 
em Anspruch auf Krankengeld aus der Krankenversicherung (70 % für längstens 78 
Wochen). 

Die Kranke�versicherung wird durch die im XJ. Teil des Sozialgesetzbuches gere
gclce Pflegeversicherung ergänzt, die ähnlich funktioniert. Eine Besonderheit besteht 
darin ,  daE sich die von der gesetzlichen Pflichtversicherung nicht erfaßte Personen 
privat versichern müssen. 

n Vgl. zu seiner Funktion im Zusammenhang mit dem Steuerrecht oben bei Anm. 63. 
93 Zum An,cdgcn der geringfügigen Bescbäfcigungsverh:i.ltnisse und der Diskussion ihrer so·Lialpoli

cischen folgen EAZ 27. 10. 1 997, 1 7; 29 . 10. 1997, 2 1 ;  1 1 . 1 2. 1 997, 2 1 ;  1 5. 12 . 1997, 22 f. 
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Die g�seczliche Unfallversi�herun� des VII. Teils des Sozialgesetzbuches gewährlei
stet Arbett�ehmern Schutz bet Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten durch Leistun
gen 1.ur �tederh.erste\\ung, der Gesundh.ei.t, ·turn A.usg\eich bleibender Schäden u1,d 
codesbedm!?iter �nte�haltsaus�ä\\e. Sie wird von �en Berufsgen?ssenschaften getragen 
und - da sie dt� pnvatrechthche Haftung der emze\nen A.rbe.1cge.ber ersecz.t - allein 
durc� deren _Be1cräge finanziert. Die Unfallversicherung wird ergäm;:t durch steuerfi
nanz1erte soziale Entsc�ädigungssysteme für Kriegs- und Verbrechensopfer, Impfschä
den, . Beschädtgungen tm Wehr- und Zivildienst, bei freiwilligen Tätigkeiten für öf
fentliche Zwecke und für ähnliche Situationen. 

Das Risiko Alter decke die Rentenversicherung des V1. Teils des Sozialgeset?-buches 
ab. Die_ Pflichtversicherung umfaßt nicht nur geringfügig beschäftigte Unselbständige
ohne Emkommensgrenze nach oben, Studenten und verschiedene Gruppen von Selb
ständigen wie Handwerker und Künstler. Angehörige freier und verkammerter Beru fo 
uncerliegen einer Pflichtversicherung nach Maßgabe spezifischer Versorgungssysteme 
außerhalb des Sozialgesetzbuches. Beamce werden von ihrem Dienstgeber versorge Son
der�egclungen gel�en auch für Landwirte. Trägi::r der Rentenversicherung nach dem 
Sozialgesetzbuch smd für Arbeiter die Landesversicherungsansralren, die Bahnversiche
run.gsanstalr und die Seekasse, für Angestellte die Bundesversiche.rungsanstalL für An
gestellte und für Bergleute die Bundesknappschafr. Die Finanz.ierung erfolge durch ein
kommensa.bhängige Beiträge von Arbeitnehmer□ w1d Arbeitgebern bzw. der Selbstän
digen; dazu kommt ein steuerfinanziercer Bundeszuschuß, der die socr. versicherunQS
fremden Lciscungea und Leistungen ohne zugrundeliegende ßeiträg� (z. B. als F lgc 
ven anrechenbare Ausbildungs- oder Kindereaiehungs;:c-icen) abdecken soU. Die Bei
träge werden im Umlageverfahren nach dem aktuellen Bedarf bemessen und sofort zur, 
Leisrungsge.wiiliru.ng an Anspruchsberechcigte verwendec. Leistungen werden bei Be
rufs- und Erwerbsunfähigkeit, zur Hinterbliebenenversorgung und unabhängig von 
der Bedürftigkeit vor allem für die Altersversorgung gewährt. Die Höhe der Altersrente, 
die i.m Regelfall mic 65 Jahren i n  Anspruch genommen werden kann, hängt grund
säctlich davon ab, wie lang der Versicherte Beiträge gezahlt hat unJ wie hoch sein E.in
kommen war, seit der EinFüh.rung eines demographischen Fakcors auch von der durch-
schniccliche.n Lebenserwartung. Damle wird die durchschnirtliche Rentenhöbc mircel
fristig von rund. 70 % auf 64 % des Einkommens sinken.94 

Die Arbeitslosenversicherung ha�te als Teil der Arbeitsförderung früher im Arbeirs
förderungsgeserz ihre Grundl�:; mit l . 1 . 1 998 wurde sie reformiere und als UI. Teil in 
das Sozialgeseczbuch incegriert. > Versichere sind Arbeitnehmer uud bescirnmcc Gleich
gestellte. Trägerin ist die Bundesanscalc für Arbeit. Die Finanzierung erfolge über Bei
träge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern und aus Sceuermitteln srarnrnend.e Ko
stenersäcze des Bundes für einzelne Leistungen wie die Arbeitslosenhilfe. Arbeitslose, 
die die Anwa.rcschaftzeit erfüllt haben und für die Arbeits"ermitclung zur Verfügung 

94 Zu den Vor.scltlligcn. das Umlngcvcrfuhrcn durch ein bpicalgedecktes Moddl zu ersetzen oder i.tl cr
g:in,c.n, aus letzter Zcin.B. Die Zeit 19.12. 1 997, 1 9; FAZ 14.G. 1 997. 15; 20.6. 1 997, 1 ; 1 8.7. 1 997, L ; 
20. l l . 1997, 1 8; 24. l . l 998, 17. Leti.rlich entschied sich der Gesetzgeber .bcr füt' dnc sysccrnimmanconrc 
Rtform durch Einfuh.rung eines demographischen Faktors in die Rcnreofonnel und r:inc E.i:böhw1g- dc� Bun
deszuschusses; sie soll ein weitere., Aruceigcn dc:r Beirriige {über 20,3 % hinaus) vccbindern: zur Finanzie
rung wird die Mchcwercstcw:r von 1 5  auf I G % hinaufgcm-zr: dazu FAZ 28. 1 . 1997. 1 :  1 6.9. 199 . l; 30.9. 
1 997. 1 7; I0. I0. l997, 2; 1 1 . 1 0. 1997, \ ;  5 .12. 1 997, 1 7; 1 2. 1 2. 199 , 1 .

95 Dazu 8. Go1.u4 Reformgesetz zum Arbeit.sförderungegesetz, NJW 1 997, I 465. 



1 34 Franz Merli 

stehen, erhalten zunächst für eine bestimmte Zeit, die von der Dauer der vorangegan
genen Beschäftigung und dem Alter des Arbeitslosen abhängt (längstens 832 "fage) ,
bcdürfögkeitsunabhängig Arbeitslosengeld in Höhe von 60 % ihres früheren durch
schnittlichen Nettoentgelts, danach oder bei Nichterfüllung der Anwartschafi:szeit bei
Bedürftigkeit Arbeitslosenhilfe in Höhe von 53 %. Die Prozen tsätze für Unrerhalts
pRich tige sind höher. Daneben bestehen noch vielfältige Formen der Arbeitsvermitt
l ung, -beratung und -förderung und eine Konkursausfallsicherung für Arbeirsentgel tan
sprüche.

B. Sozialhilfe
Die Sozialhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz ist das letzte Mittel der Existenzsi

cherung. Anspruchsberechtigt ist daher nur, wer die Mittel zum Lebensunterhalt nicht
:us . eig�nem Einkommen oder Vermögen, von Unterhaltsverpflichteten oder anderen
�oz1albstungsträgern erlangen kann. Die Sozialhilfe soll den der Würde des Menschen
cncsprechenden nocw�digen Lebensunterhalr decken. Dazu gehören besonders Erhäh
r�ng, Unc��k�nfr, Kle1d.ung, Körperp0ege, Hausrar, Heizung, und persönliche Bedürf
n.1sse Jcs taglichen Lebens, d:arunret 111 ver rerbarem U�g auch Bez.iehu.ngcn zur
Umwelt  .und eme Teilnahme am kulturellen Leben. laufende Leismngeu werden nach
-_durch -�_rordnu.ng fes�setz:-udcn - Rcgelsä_tzen gewährt. ßereclmungsgnmdlage für
d ie Regelsucze waren frnhec die Kosten für etnen anoenommenen Bedarf der durch
Waren kör_�e d:i.r&estellc wurd_e, die z .B .  eine bestimm0re .11,fenge Broc pro Person und
Mona.t . lL.a. enthi�lt�n .  L1zv,:1scnen wurde dieses lodell durch eine Berechnung er
serzr, d te vom srac1sosch «mrnrcelcen Verbrauchs- und. Aus!!al>enverha.lten von Personen
mir (näher d.e�nicrtem) niedr_igem Eink�mme11 aus_geht Aus den dort re'scgestcllcen
Aus�al.ienp_05l tl nen wcnle.n die nmwendigen und rucht anderweitig erstanbaren aus
gewah l t; d ie emsprechen<l�n Kosten b!lden dann die Grundlage für die Festsec:z.u11g
des Regelsatzbedarfs, wobei auch auf cmen Abstand zu den Niedriglöhnen z.u achten 
isL.9(, �ie Regelsä,Le betragen derLeir (Anfang 1 998) je nach Bundesland zwischen 5 L 4
und 5�0 D M  pro l'\,fonat für Hau ·haltsvorständc, für weitere Erwachsene im Haushalt
80 % davon ,  für Kinder je nach .'\.leer zwischen 50 und 90 %. Unter bestimmten Um
ständen - z.B. bei Behinderten - wird ein Mehrbedarf anerkannt. Dazu kommen noch
die Untetkunfu- um! Hcizungskoscen, einmalige Leistungen (z.B. für besondere Lern
nmtd für Schüler) und die Hilfe in besonderen Lebenslagen (z.B. Krankheit) . Daß die
So:ci:il�jl fel�isrunge� _auch uach Aulfusu'.1-g des Geseczg.;-'bers selbst mehr ais ein „ab
s,)_luces EX1stenzm 1r11mum umfassen ,  zeigt sieb daran, daß der Anspruch unter be
�l l m m �en Voraussetzungen ,,auf das wm Lebcasunler:halt Unerläßliche'' beschränkt
werd::n I ann und bei der Vecwci.gerung der Annahme zumutbarer Arbeit zunächst
„ u.m mindestens 25 vom Rundere" _gekün.c wird und schl ießlich ganz enrfällc  (§ 25
BS HG_ . We�en der verfossw1gsrechcl 1chen Gewährleistung des Existenzminimums wird
dtese \orschnfi: aber eng ausg�legt: Der Entfall des Anspruchs wird als Mittel becrachtec,
um de,1'. mangelnden Selbsthilfestreben des Leismugsempfangers zu begegnen. Erweise

.. 96 Zu <lcn Bcrc_c�1�ungsmechoden und _ihren Tücken z.�. S. Leibfi-ie_d u.a., Vom Ende einer bed:ufsfun
<1 1erren l�rmc�pol ,ril,. Anmerkungen zu emem Regime sozialer Grundsicherung und seinen Gef'ahrdungen, 
1n: Le1bfricd/1en11siedr (Anm. 5) 125; P. Galperin, Sozialhilfe und Bedarfsprinzip. Zum Screir um die Kon k 
retiSicrung der !ledarfsdcckung, a.a.O., 1 53; Krämer (Anm. ! )  1 5  f; A.  Briih� Mein Reche auf Sozialhilfe 
( 1 4.Aufl., 1 997) 32 lf 
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si.ch dieses Mi.cte:\ -als untauglich., darf die H.i.lfe 1.um l.e.bensu.merhalt nicht (we.ite.,)
vers�gc werden.9� Di.� wichtigsten Aufgaben der Soz.i:tlhi.\feverwa\tuu.g werden von den
Kr��sen u.nd kre1sfre.1.en Städten als Selbsrverwa.lcungsangelegenheit besorgt; die Mittel
dafür stammen aus <ien Haushalten der zugehörigen Gemeinden, lerzclich _also aus
Steuern.

IY. Verfassungsrechtliche Grenzen für die Umgestaltung 
und den Abbau staatlicher Soz.ialleistungen 

Sozialleistungen kosten Geld. Wo es - wie derzeit in Deutschland - knapp wird,
kann der Staat Schulden machen, Abgaben und Beiträge erhöhen oder bestehende So
zi�lleistur:i�en kürzen. Auch dabe\_ist er jedoch nicht völlig frei. Neben politischen und
w1rtschafthchen Grenzen, deren Uberschreiten durch Mißerfolge bei Wahlen und den
Verlust der internationalen Konkurrenzfähigkeit sanktioniert werden, bestehen auch
Hindernisse verfassungsrechtlicher Natur. 98

A. Einnahmenerhöhung 99
Die Staatsverschuldung sucht Art. 1 1 5 Abs. 1 GG zu begrenzen. 1 00 Nach dieser

haushaltsrechtlichen Bestimmung dürfen die Einnahmen aus Krediten die Summe der
im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben für Investitionen nicht überschreiten; Aus
nahmen sind allerdings zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich
gewichtes zulässig. Da dem Gesetzgeber nach der Rechtsprechung ein weiter Beurtei
lungsspielraum bei der Feststellung einer solchen Störung zusteht 1 0 1  und die nachträg
liche Feststellung der Verfassungswidrigkeit eines Haushalts durch das BVerfG keine
direkten Folgen nach sich zieht, hat sich diese Art der Schuldenbegrenzung als wenig
effektiv erwiesen. Wirksamer sind die Vorgaben der Art. 1 04c und 1 09j Abs. l EGV
und der zugehörigen Protokolle zur europäischen Währungseinheit. Als Gerechtig
keitsproblem, Demokratie- und Gleichheitsfrage ist die durch Staatsschulden bewirkte
Belastung nachfolgender Generationen noch nicht zum verfassungsgerichtlichen
Thema geworden. '02

Öffentliche Abgaben müssen vor allem die durch die Grundrechte gesetzten Schran
ken respektieren. Ihre Zulässigkeit wird zwar regelmäßig nicht am Maßstab des Ei
gentumsgrundrechts gemessen, sondern unterliegt nur den weniger strengen Anforde-

9? BVerwGE 29, 99 ( 105 f); A. Knopp u.a. (H�.), Bundessoi.in.lhilfegescrz.. Kurnmcntar {7.Aufl., 1 992) 
Rn. 1 1  zu § 25; W Seheilhorn, Das Bundessozialhilfegesetz ( 15 .  Aufl., 1 997) Rn. 3 :.tu § 25; Briil,/ (Anm. 96)
167 ff; jeweils m.w.N. Zu den Bemühungen, Stellen für Sozial- und Arbeicslosenhi[fcempf'>ingec tu schaffen, 
FAZ !6. lü. 1997, 20; 13. 1 1 . 1997, 17; 29. 1 . 1998, 1 .  

9R Allgemein: B. v. Seggern, Verfassungsrechtliche Grenzen des Sozialabbaus, Soziale Sicherheit 1 996, 367 
m.w.N. 

99 Vgl. allgemein P. Kirchhof, Staatliche Einnahmen, und F. Kirchhof, Finanzierung der Sozialversicherung, 
in: lsensee/Kirchhof (Anm. 1 1 ) IV ( 1990) §§ 88, 93.

IOO Dazu z.B. J Isemee, Scaarsverschuldung im Haushaltsvollzug, DVBI 1996, 173; U Müller, Die Geltung
der verfassungsrechtlichen Kredithöchstgrenze des Art. 1 1 5 Abs. 1 Satz 2 GG im Haushaltsvollzug, DÖV
1996, 490.
10 1 BVerfGE 79, 3 1 1  (339 ff). 
I02 Vgl. aber z.B. R. Mußgnug, Scaarsüberschuldung und Verfassungsrecht, in: Veröff. Joachim Jungius

Ges. Wiss. Hamburg 84 (1 996) 59 m.w.N. 
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rungen eines Eingr_iffes in die allgemeine Handlllilgsfreiheit. 103 Abgaben können daher
- jenseits des Exiscenzmin imums 101 - grunds1itzlich in beljebiger Höhe erhoben wer
den, ,.wenn dem Bet:coffenen ein angemessener Spielraum verbleibe, sich frei zu enr
fulten" '0� Wenn sie also keine ,,erdrosselnde Wirkung" haben 106 w1d dari.lber hinaus
dem Gleichheitssatz genügen. 10

7 Erdrosselnde und konfiskarorische Abgaben die „übet
miißig belasren und das Vermöge□ grundlegend beeinträchtigen" oder „jedes Maf� über
s teigen", werden aber auch als Verletzung des Eigentumsgrund.ts:!:hts angesehen. 108 

Allgemeine Hand.l ungsfreiheir, Eigentumsrecht und Berufsfreiheit vei;langen, daß ein
„J(crnbesrand des Erfolges eigener Betätigung im wirrschaftlichen Bereich in Ge.stak der
gt'undsättlichen Privamützigkeit des Erworbenen und der grw1dsättlichen Verfügungs
b�fugn is über die geschaffene□ vennögenswerren Rechtspositionen" erhalten bleibe. 109 

ßesondecs srrenge Grenzen hat das BVerfG in zwei neuen Emschcidungen unrer Be
rufung auf Art. l GG der Vermögens- und Erbschafusreuar gesec-Lt: Vermögen, das
der persön lichen Lebensführung dient, darf überhaupt nicht besteuert werden; diese
Grö!�e hat sich am Wen eines durcbschnicciichen Einfamilienhauses zu orienrie(en;
auch darüber hinaus darf die Vermögenssteuer außerhalb von sraaclichen Ausnahmela
gen die Subs tanz de.� Vermögens nicht antasten, sondern nur seinen Ertrag belasten;
dabei muß die Vorbelastung des Ertrags durch die Einkommensteuer berücksichtige
werden, und insges_amt d..'lrf die Belastung nicht mehr als ungefähr 50 % becragen. 1 10 

Die Erbschaftssteuer „darf Sinn und Fw1ktio11 des Erbrechts als Rechtseinrichtung
und Individualgrundrecht nicht woichte oder wertlos machen"; überlebenden Ehe
gatten und direkten Nachkommen muß mindestens da.s persönliche Gebrauchs-,er
mögen ,  das Ergebnis der ehe\jchen Erwerbsgemeinschaft und insgesamt der deudich
überwiegende Teil erhalten bleiben; auch ehrt die Mitberechtigung der Kinder am Fa
miliengut nicht verloren gehen, und die Existenzsicherung bestehender Betriebe . ist
ebenfafü zu berücksichrigcn. 1 1 1 Gebühren müssen dem Äquivalenzprinzip entsprechen.
d.h. i.n einem angemessenen Verhältnis zur entsprechenden scaacl ichen Leistung ste
h@n. 1 1 l 

1 03 BVerfGE 9, 3 ( 1 1); 14, 22 1 (241); 48, 102 ( 1 1 4  ff); 70, 2 1 9  (230); 75, 108 ( 1 54); 78, 232 (244 f); 87,
1 53 ( 1 69); winschaftslenkenJe Abgaben können allerdings einen Eingriff in die Beruf.sfreiheic mit sich brin
g,;n: z.B. BVerfGE 16, 147 ( 1 62); 3 1 ,  8 (16); 38, 61 (85 ff). 

1 (11 Siehe oben bei Anm. 46. 
105 BVerfGE 78, 232 (245); vgl. auch BVerfGE 4, 7 ( 16); 12, 34 1 (347 f); 75, 108 ( 1 55). 
IOG ßVerfGE 87, 153 ( 1 69). 
107 Vgl. die Rechtsprechungsübersicht bei Janus!Pieroth (Anm. 55) Rn. 31 ff, 39 f zu Are. 3; zur Besteu

ernng nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit siehe oben bei Anm. 60. 
I OR BVerfGE 14, 221 (241); 19, 1 19 ( 128 f); 23, 12  (30); 23, 288 (3 1 5); 30, 250 (272); 38, 61 ( 102); 63, 

3 1 2  (327); 68, 287 (3 10 f); 76, 130 ( 141) ;  78, 232 (243 fJ; 82, 159 ( 190); in allen diesen Fällen wurde der 
konfiskatorische Effekt aber verneine. 

1 09 BVerfGE 87, 153 ( 169). 
1 10 BVcrfGE 93. 1 2 1  (.!J fl:); die E11csd1ddung cnchällt :iuch eine abweichende Meinung (149 ff) und ist 

:z..T. auf massive Kritik g"•toßen; d:rru z.B. fi,P. Bull, Vom Eigenrums- z.um Vcrn1ögcnsschutz - cin lrrwcg; 
Nj� 1996, 28 1; G . .F&,, Zur sreuerlich gemäßigten Bdasturigsobergre.nze, NJW 1996, 703; K 14ig�L Vom 
Eigentum•- zum Verrnö_gcnsschutz - dnc Erwiderung, NJW 1996, 1 257; G. Fcli.�, Zur Diskussion um di"c 
steuerlich gcmaßigtcn ßelru:rung;obcrgrcn.ze, NJW 1997, 304; ,;ur Fr.,gc der Er.creckbo..ckcit d.es .,Halbrci
lungsgrunJsarzes" auf das Zusnmmcntreff'cn mehrerer Ertµgstcut'tn vlg. d.ic Srdlungnahme der Oberfinanz
dr.ekdon Chc:.nmicz NJW 1997, 3294, anläßlich eines beim B F!-[ anhängigen Verfuhrcns. 

1 1 1  BVerfG.E 93. 165 ( 173 ff). 
l 12 BVerfGE 83, 363 (392); vgl. auch Anm. 40. 
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S01.i.alversicherungsbeiträge können - anders als Steuern - nicht von allen erhoben 
werden: Die Hei:am.i.eh.ung der ArbeitgebeL ist wegen ihrer arbeitsrechtlichen Fürsorge
pl:lichc =ar zulässig-;"3 andere Nichtversicherte können aber nur dann Zlrr Fi.nanriecung 
herangezogen werden, wenn eine besondere Verantwortungsbeziehung zu den Versicher
ten besteht. 1 14 Wegen des Solidargedankens kann sich d..ic Bemessung der l3eirräge - an
�ers als bei Gebühren - auch nicht immer nach dem Gegenle.isr.ungsprim:ip richten: Die 
Aquivale.11.z von Beitrag und. Leisnmg spiele zwar eine. Rolle., ist aber nich,r durchgängig 
geboten 1 1 5 - und etwa in einer umlagenfi.nanzi.erten RentenversicherUDg auch gar nicht 
möglich_ Im übrigen unterliegen die Erhebung und Bemessung von Sozialversicherungs
beiträgen aber grundsätzlich densdbe.n allgemeinen Anforderungen in  bezug :.i.uf die 
Wahrung des Existenzminimums und der grundrechtlichen Freiheit u.nd {;leichheit. 

Insgesamt scheint damit der verfassungsrechtliche Rahmen recht weit gesteckr; doch 
wenn sich die Aussagen der beiden jüngsten Entscheidungen zur Vermögensbesteue
rung verallgemeinern lassen, dann sind der gesamten Abgabenbelastung in wirtschaft
lichen Normallagen doch recht deutliche - und in vielen Bereichen bereits erreichte -
Grenzen gesetzt. 

B. Leistungskürzungen

Auf verfassungsrechtliche Schwierigkeiten stoßen auch Kürzungen und Streichun
gen von Sozialleistungen. Der Freiraum für den Gesetzgeber beginnt erst jenseits des 
Existenzminimums. Er ist größer, soweit es um beitragsunabhängige Leistungen geht: 
Kürzungen und Streichungen greifen zwar in durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützte 
Rechtspositionen ein, lassen sich aber mit jedem verfassungskonformen Ziel und da
mit auch mit finanziellen Erwägungen rechtfertigen. Der Verhältnismäßigkeitsgrund
satz setzt hier keine engen Schranken, und ein allgemeines „Verschlechterungsverbot" 
kann dem Sozialstaatsprinzip nicht entnommen werden. 1 1 6 Gleichheitssatz und Sozial
staatsgebot dürften allerdings eine nicht durch besondere Umstände gerechtfertigte 
Kürzung „von unten nach oben" verbieten. 1 1 7 

Änderungen mit echter Rückwirkung, z.B. Leistungskürzungen nach Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen, sind zwar in der Regel unzulässig, 1 1 8  wenn nicht zwingen-

1 1 3 Vgl. BVerfGE 1 1 , 1 05 ( 1 16); allerdings ließen sich Atbeirgcberameile lll1 den Sozialversicherungsbei
trägen auch als „umbenannte" Arbeimehmeramdlc verstehen: z.B. J Haverkanl<, Verfu.mrngslc� ( 1 992) 300. 

1 1 4 BVerfGE 75, 1 08 ( 1 58) zur Finanzierung der Künsrlersozialversicherung durch Verlage. Konzerrvcrnn
sralter, Kunsthändler u.a. 

1 1 5 Z.B. BVerfGE I I ,  105 ( 1 17); 14, 3 1 2  (3 1 8); 36, 237 (243 f); 48, 227 (235 f); 53, 3 1 3  (328 f); 64, 87 
( 1 03); 76, 256 (30 1 ,  305 f); BSG SozR 2200 § 1385 Nr. 1, 1 6; B 12 KR 35/95 R vom 29. 1 . 1998 (noch 
nicht veröffentlicht); vgl. auch / Isemee, Umverteilung durch Sozialversicherungsbeiträge ( 1973); N. Kranz, 
Die Bundeszuschüsse zur Sozialversicherung ( 1 998). 

1 1 6 Dazu z.B. BSGE 15, 71; 71, 202; 76, 1 62; und die in Anm. 35 und im folgenden angefühnen Ent
scheidungen des BVc,rfG. 

1 17 Vgl. BVerfGE 9, 20 (35) - Arbeitslosenhilfe: Es wicicrspriclu dem Sozio.lsta:Jtsg,eboc, wcn.n Mittel, J ic 
den Bedürftigen zukommen sollen, den weniger oJer nid,c Bcdlirfcigen zufließen; ebenso 13VerfGE 69. 52 
(62) zur J�enc\!ulfe

.
; weiters zu Glcicltli�im1spelucn bei Leistungs(ansprucb)kürrnngen 7 •• B. BVcrfG E 3 _ , 363 (398 tf) - Ande.rung des Renrenvcmcherungsrechts; 40, 65 (76) - Vcischlech,erung des Kr:rnlm1vcrsJ

cherung55churzes von Rentnern; 63 . 152 (175) - Ausschluß von Beamt<en von Rehahillmioaslcimmgen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung; 76, 256 (329 f) - Kürzung der Beamtenversorgung bei Bezug von 
Renten; BVerfG NJW 1998, 973 - Ums1dlung der --Sundesa.usbildungsförderung auf Kredite. 

1 1 8 Z.B. BVerfGE 30, 367 (386 f) - Entschädigung für Opb der nacionalsozialisrischen Verfolgung. 
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de Gründe des Gemeinwohls die nachträgliche Änderung rechcfert\gen oder die Be
rechtigten zum Zeirpw,kr, auf den das Cesecz zurückwirke, mir der Anderung rechnen 
mußren. 1 1 9  Das Vertrauen in den Fortbestand von begünstigenden Regelw1gen in der 
Zukunft wird aber grundsärz.lich nicht geschüczt. 1 20 Wenn eine Änderung bereics be
gonnene Sachverhalte oder eine Dauerregelung berrifft und damit Rechtspositionen 
nachträglich cncwcrtet (.,unechte Rückwirkung"), muß die Bedeutung des geseczlkben 
Anliegens - ecwa die Anpassung von Sozialleistungen an gesellschaftspolitische Verän
derungen, wechsel.nde lnce.cessen und die Belascbarkcic der Solidacgemeinschaft -:: den 
Vertrauen ,chadcn überwiegen; 12 1  gegebenenfalls ist dann eine angemessene Uber
ga.ngsfrisr eirizuräumen. 122 Bei der fnreressenabwägung ist auch und gerade der Ein
fluß des Sozialscaatsprinzips zu. beachten. 123 

Besonderes gilc freilich für vermögem;werce sozialversicherungsrechtliche Ansprü
che: Sie werden vom Schut1.. des Eigencurnsgnrndrechcs erfaßt, weil und soweit sie auf 
u ichc unerheblichen Ei�enleismngen des Versicherten beruhen und zudem der Exi
stenzsicherung dienen. 1 -� Konkret wurde der Eigentumsschutz für Renten und Ren
tenanwartschaften bejaht 115 ebenso für Ansprüche und J\nwarrsdufi:en auf Arbeicslo
s_7ngeld 1 16 und für durch Leistungsbescheid festgestellte An

si
rüche auf Unterhalts- ?der

Ubergangsgcld aus Anlaß berufsfördernder Ma.ßnahmen. 1 Das bedeutet zwar n1chr, 
da!s solche Positionen überhaupt nicht angetastet werden dürfen. Ihr a115geprägter so
zialer Bezug, die vom Gesetzgeber gestaltbare Ausgleichsfunktion der Sozialversicherung 
und ihre Mitfinanzierung durch den Staat erlauben intensivere Inhalts- und Sch.ranken
regdungen als bei anderen Eigentumsrechten. 1 28 Vor allem sind Verschlechterungen im 

1 19 Dazu BVcrfGE 32, l 1 l ( l 23 f) - Ausschluß bc.stimrnrc.r Anspruchsb.:rcchcigrcr von Ausgkichslcisrun
gen für V=ibun�chädcn (abwcichenJe Meinung zur S<.hunwiirdigkcit des Vertrauens �J .zur Vc:.rc.in
barkeir rnit dem Sozi.tlstaacsprinzip: 1 29 ff); 37, 363 (397 f) - Andcrung d.cs Rcntcnvcrs1cherungsrcchts
(abweichende Meinung zur Schutzwürdigkeit des Vertrauens und z.ur Vcrdnbarkc:.ir mit de.m Sozi:ilscucsprinzip: 3 1  ff). rio Vgl. z.B. BVcrfGE 82, 60 (79 ff) - Kürzung des Kindergeldes in seiner Funktion :i1s Soziallc.isrung; 68, 
1 93 (22 l fF) - Wirkung von Kosccadämpf-un&>gc:scrzcn in der Krankenversicherung auf bhntcc.hnikcr. 
1 21 Dies wurde jc""cils bejahr in: BVerfGE 3 1 .  185 ( 192 f) - Ruhen des Altc:.r:sruhcgddr.s aus der Renrenvcl'$ichcrung bei Zusammentrcffo1 mir Arbdtsloscngdd; 36, 73 (82 ff) - Abschmdzcn des K:tnppschafrsru.

hcgddcs: 63, 1 52 ( 1 75) - Ausschluß vou Beamten von Rchabiliracionslc.iscungcn in der gesetzlichen Ren
ccnvei::;ichcrung; 72, 14 l (l 54) - Fo,cfoll der Geschiedenen-Wirwcnrcme: BVerfG NJ\V 1 99&, 973 - Um-
stellung der Ausbildungsförderung auf Kredite. . . . . . . 1 22 Z.B. ßVcrfGE 5 l, 356 (363 ff) - Ausschluß von Ausländern von der Mögl1chke1t fre1w1lhger We1rer
versichcrung in der Rentenversicherung: 76, 256 (359 f) - Kürzung der Beamrenversorgung bei Bezug von 
Ren[en. 

IZ3 Z.B. BVt:rfGE 0, 65 06): .Wenn Gescngebcr und Rechtsprechung eine erhebliche Vcr.ichlcchtcnmg 
d.:s K..mkcnvcrsichcrungsschutz.cs von Rentnern [hier. von mitversicherten c.hcgattcnJ vornehmen oder gut
heißen. müssen sie do.s hier in der Rcgd hohe Interesse am Fortbestand der geltenden fu!chcslage beachten 
und be.sondcrs sorgfältig prüfen, ob Bdangc der Nlgeindnhcir von solchem Gewicht vorhanden sind, daß 
die Ennäuschung gerade älterer und kranker Bürgenu rcchlfcrrigen in." 

IZ• ßVerfGE 69, 272 (300); 72, 9 ( 19): 76. 220 (235); dos Kriterium der Existcnnichcrung meine die Lohners.1tzfunktion; auf anderweitige Möglichkeiten der Bedarfsdeckung kommt es nir die cigcnmmsrccht
lic.1,-:. Qualifikation nicln an: ßVerfGE 76, 220 (237 f); etwas anders noch in BVc.rfGE 69, 272 (304). 

I Z5 BVerfGE 53, 257 (290): 58, 8 1  ( l09); 64, 87 (97); 66, 234 (247): 70, 1 0 1  ( 1 1 0); 75, 78 (96 f); 76, 
220 (235); 95. 143 ( l60). 
m ßVerfGE 72, 9 ( 18); 74 (203 (2 13). 1 27 ßVerfGE 76, 220 (235): offengelo.ssen fur den Anspruch auf Krankengeld: BVerfG NJW 1977, 2444. 1 211 Vgl. BVerfGE 53, 257 (292 f); 58, 8 1  ( L09 ff); 95, 143 ( 160 ff); BVerfG NJW 1977, 2444; weiters 

An1>1. 27 und 1 1 5; und das Interview mir dem ehemaligen BVerfG-Richter Simon in Die Zeit 22. 1 1 . 1 996, 22. 

\..ano.cs\,ci1c.'nt 'Deutsc.'n\and. 

nichtbcitragsfi.n.ami.etten Betei.c.h - etwa bei. der Antech.nuni von Ausbi.\d.unis-Le\ten in d.er Rentenvcts\chetu.n'E, oo.et o.er 'tle\U�stte\en Kt.an.kenvets·\C:'nenin'& \m Rahmen uer 
Rentenversicherung - T.Ut 1'.ufo:c.b.teth.alrung der Fu'.'ktio�- u.nd 1...eistung,;{;lhigkc�t 
des Systems 1.ullissig.11? Auch eine maßvolle Umverte1\ung tnnerhalb der Rentcnvers1-
chetung i.u Lasten kinderloser odet kinderarmer . Personen ist möglich. '30 Soweit _je 
doch (auch) d.er beitragsfmani.ierte Teil betroffen 1st, gelten besonders strenge Verhalt
nismäßigkeits- und Vercrauensschuti.maßstäbe. So hat das BVerfG die übergangslose 
Verdopplung der Anwartschaftszeiten in der �beitslosenvers!cherung1 3 1  �nd �en a�;comatische Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld bei_ Meldeversaumrnssen . ebenso für unzu_lässig er�ärt wie die Unmöglichkeit des Au�tntts aus 1;r �ent��vers1-
cherung nach emer bestnnmten Verschlechterung der Bedm_gungen._ Em ru�kzah
lungsfreier Entzug oder eine weitgehende Entwertung von soz1alrechtl1chen _Positionen ,
für deren Erwerb bereits erhebliche Beiträge geleistet wurden, 1st nach diesen Stan
dards ausgeschlossen. (Auch) deshalb macht es einen wesenclid�en Unterschied, ob So
zialleistungen über allgemeine Steuern oder Beiträge von Vers1che�ten fi'.1anz1ert wer
den. Nicht ausgeschlossen ist dagegen eine Neugestal�ung für �tü�foge Bettragszahler. 

Im Ergebnis steht das Grundgesetz damit auch e1�er:n we1tre1chen�en Umbau ��s 
Sozialstaates nicht im Wege, solange er das Existenzminimum respektiert und langtn
stig angelegt ist. 

IV Abschließende Bewertung 
Es gibt wohl nur wenige Staaten, die mehr rech�iche Vockehrun?en gegen Armut 

kennen als DeurscWa.nd. Das gilt trotz des Fehlens emes Katal�gs so1.1aler G_rundrechcc
im Grundgesetz für die Verfussungsebenc ebenso wie für d� einfachgeseczliche Rechr.
Doch gerade der umfassende Charakter des deucschen Soz1alscaars_ schafft au.eh Pro
bleme. Das Sozialrecht ist zu kompliziert, damit mißbrauchsanfäll.ig und konrrollbe
dürftig, was weiteren Regelungsbeda�f nach sich ziehr. 134 Wegen de� �omplexirät des 
Systems sind auch die Effekte von Anderungen oft nur von_ Sp:1.1alisten_ zu d

'-:
rch

sch:i.uea, und ihre verfassungsrechcliche Beurteilung entziehe sich immer wieder e1nfu
chen Gerechtigkeitsüberlegungen. Das Soiialsysrem ist auch sehr ceue.r. ' 3� Unter den 

1 29 BVerfGE 58, 8 1  ( 109 ff); 69, 272 (305 ff); vgl. auch BVerfGE 5 1 , 257 (265 f); 70, 1 0 1  ( 1 1 0  ff). 
130 BVerfGE 87, 1 (4 1) .  131 BVerfGE 72, 9 (18 ff).132 BVerfGE 74, 203 (2 1 5  ff).1 33 BVerfGE 7 1 , l (l3). . · 134 Vgl. z.B. die Neuregelungen gegen Sozialmißbrauch im Zusammenhang mit der Reform des Arbe1ts-

fürderungs'.echts: FAZ 17. 1  l . 1?97, 17. , . . 
0, _ 135 ßeispick: Der Ges;im1be1tmgssaa. 1.Ur Soz1alvers1cherung hat Anfang l99� mir 42, 1 ,o (des Brutto 

einkommen• bis 1.ur Beitragsbcmessung�grcnu) einen neuen Höchststand erre�chr -. FAZ 29. 1 . 1 998, 1 1 ;
d:as Sozialbudget des Bundes berr.igt 1998 1 50,4 Milliarden DM und m�chr em Drmel des Gesamthaus
haltes aus - FAZ 28. l 1 . 1 997, 2; d.c:.r 1::1.aushnlt der Bundesanstalt für Arbm umfaßt_ 1 9�3 1 08 .5  M1ll1arden 
DM - FAZ 29. J . 1998, 2; die Gemeinden müssen 20-25 o/o ihres Haushaltes für Soz1alle1Srungen veiwenden 
_ FAZ 10. 12 . 1997, 1 9; die vor allem von den Gemeinde zu betreirenden Sozialhilfeausgaben betr�gen 1996 
4 1 2 Milliarden DM - FAZ 14.10.1997, 17; zu den Defiziten der Krankenkassen, zu Kosrendampfungs
m�ßnahmen und zum neuen „Risikosrrukrurausgleich" zwischen den einzelnen Kassen FAZ 6.6. 1997, 1 7; 
24. 10. 1997, 1 9; 22. 1 1 . 1 997, 16; 26. 1 1 . 1 997, 19; 27. 1 1 . 1997, 2; 28. 1 1 . 1997, 17; 0.-E. Kram

<J!
, Das Erste 

und Zweite Gesetz zur Neuordnung von Selbstverwaltung und Eigenverancwortung in der gesetzlichen Kran
kenversicherung, NJW 1998, l737; zu den Kostenproblemen der Krankenhäuser FAZ 1 7. 1 2. I  197, 20. 
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ßcdingu1Jgen we!cweircr wirtschaJtliche.r Konkurrenz k.-mn die an Beschäfügungsvec
hälcnisse gebundene, st:11:k.e Absitherung jenseits des Existenzminuriu.ms Arbeitslosig
keit erzeugen, 136 was wiederum dazu fulu:r, daß diese soziale Sicherungen ausfallen und 
die Abhängigkeir von Sozialhilfe für viele Menschen zum Dauerzustand wird. Damit 
enrsrcht ein Gerechrigkeic,�problem neuer Are: die Spaltung der Gesellscha[, in eine 
wohlabgesioherte Mehrheit und eine zwar grundgesicherre, aber nicht geachtete und 
chancenlose Minderheit137. Zu erinnern bleibe schließlich an die Tatsache, daß viele 
Anspruchberechtigre Leistungen der Sozialhilfe gar nicht in Anspruch nehmen: Gegen 
Armut aus Sehrun hilft das Recht nichc. 

IJG ! m J•1rnllr 1998 erreichte Jic Arbeialosigkeic in der Bundesrepuhlik mit 4,82 Millionen Arbei:,;!osen 
einen Höchststand; die Quote betrug 12,6 % - 10,5 % im Westen und 21. l % im Om:n; d.ie durchschnitt
liche Dauer du Arbeitslosigkeit be,cug 1997 32 Wochen; l ,5 Millionen Mensch�n waren 5eic über einem 
JahrohneAibcit: FAZG.2.1998, l; 12.1.1998, 17; 21.1.1998, 15. 

137 Vgl S. L,ibjifrd u.a., Zeit der Armur. Lebensläufe im S01.i:il.sta:1.t (1995); und W. K,ming, Der Glaube 
:w die Allmacht Geld, FAZ 17.8.1998, 42. 
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